
MARKTGEMEINDE PREDING
Bezirk Deutschlandsberg / Steiermark

Grazer Straße 11, 8504 Preding
Tel.Nr. 03185/2222-0 - Fax.Nr. 2222/12

E-Mail: „gde@preding.eu" - Homepage: "www.gemeinde-preding.at"

GZ:004/1-02-2023

VERHANDLUNGSSCHRIFT

über die 02. Sitzung des Gemeinderates

am Dienstag, den 14. Februar 2023 im Panorama-Saal des Marktgemeindeamtes Preding,
mit Beginn um 19.00 Uhr.

Auf Grundlage des beschlossenen Sitzungsplanes, erfolgte die Einberufung per E-Mail am
06.02.2023 an nachstehend angeführte Gemeindevorstands- und Gemeinderatsmitglieder:

I Name: Tag der Zustellung: E-mailadresse: ]

Gemeindevorstand:

Bgm. Adolf Meixner
Vizebgm. Elmar Steiner

GK Andreas Stangl

sowie die Gemeinderäte:

Ajtnik Isabella

HR DI Becker Horst

Becker Monika

Ing. Gurt Stefan

Gutjahr Christoph

Langmann Bernhard

Muhrer Theresia

Muhry Johann j un.

06.02.2023
06.02.2023

06.02.2023

06.02.2023

06.02.2023

06.02.2023

06.02.2023

06.02.2023

06.02.2023

06.02.2023

06.02.2023

bgm@preding. eu
elmarsteiner@gmx .net
e.steiner@preding.eu
andreas. stangl@powerteam. at
a.stangl@preding.eu

Isabella, aj tnik. ia@gmail. com
i.ajtnik@preding.eu
m.h.becker@aon.at
h.becker@preding.eu
m.h.becker@aon.at
rn.becker@preding.eu
stefan@gurt.co.at
s.gurt@preding.eu
christoph.gutjahr.84@gmail.com
c.gutj ahr@preding.eu
bernhard.langmann@uniqa.at
b.langmann@preding.eu
resi .muhrer@gmx. at
t.muhrer@preding. eu
muhry@aon.at
j .muhry@preding.eu



Schnur Martin

Stoiser Elisabeth

Trümmer Ernest

Tschampa Lukas

Winkler Erwin

06.02.2023

06.02.2023

06.02.2023

06.02.2023

06.02.2023

martin.schnur@gmx.at
rn.schnur@preding.eu
reitstall@reitstall-stoiser.at
e.stoiser@preding.eu
emesttrummer@aon. at
e.trummer@preding.eu
tschampa_l@gmx.at
l .tschampa@preding. eu
erwin.winkler@gmx.at
e.winkler@preding.eu

Der Nachweis über die ordnungsgemäße Einladung sämtlicher Mitglieder des Gemeinderates,
ist in der Anlage beigeschlossen.

Anwesend waren:

Herr DI Reissner

Gemeinde vorstand:

Bgm. Adolf Meixner, Vizebgm. Elmar Steiner, GK Andreas Stangl;

sowie die Gemeinderäte: HR DI Horst Becker, Monika Becker, Ing. Stefan Gurt, Christoph
Gutjahr, Bernhard Langmann, Theresia Muhrer, Johann Muhry, Martin Schnur, Elmar
Steiner, Elisabeth Stoiser, Ernest Trümmer, Lukas Tschampa, Erwin Winkler;

Nicht anwesend war: Isabella Ajtnik;

Entschuldigt hat sich: Isabella Ajtnik;

Die Sitzung ist „öffentlich" bzw. "nicht öffentlich".

Vorsitzender: Bgm. Adolf IVteixner

Sitzunssablauf:

• Eröffnung der Sitzung und Begrüßung:

Herr Bgm. Meixner eröffnet um 19.00 Uhr die 02. Gemeinderatssitzung 2023 im Panorama-
Saal des Marktgemeindeamtes Preding und begrüßt alle erschienenen Gemeinderatsmitglieder
recht herzlich. Zuhörer sind anwesend.

• Feststellung der ordnungssemäßen Einberufung:

Die Einbemfung zur Sitzung mit der Tagesordnung, erfolgte mit Schreiben vom 06.02.2023,
welches am selben Tag mittels E-Mail an alle Gemeinderatsmitglieder zugestellt bzw.
übermittelt wurde.

• Fragestunde (§ 54 Abs. 4 - GO) - Anfrasen an den Bürgermeister, Mitslieder des
Gemeindevorstandes und Ausschussobmänner:



> GR Monika Becker - l. Frage:
Sie berichtet, dass das öffentl. WC außen nicht beschildert ist. Manche wissen es nicht oder
trauen sich nicht ins Gemeindegebäude hinein.
Herr Bgm. Meixner schlägt vor, ein Schild beim Lichtmasten zu montieren.

> GR Lukas Tschampa - l. Frage:

Er erkundigt sich, wann die besprochenen Sperrmülltermine abgehalten werden, die man
aufgrund des Ausstiegs aus dem ASZ Wettmannstätten heuer durchführen möchte.
Herr Bgm. Meixner gibt bekamit, dass dafür zwei Termine fixiert werden.
In der kommenden Gemeindezeitung werden diese Termine bekannt gegeben.
Herr GR Tschampa merkt an, dass ein Artikel/eine Stellungnahme zum Austritt aus dem ASZ
Wettmannstätten ebenfalls in der Gemeindezeitung zu berücksichtigen wäre.
Dasselbe gilt für das Aussetzen der Förderungen.

> GR Bernhard Langmann - l. Frage:
Er erkundigt sich über den Zeitplan der Inbetriebnahme der Kinderkrippe.
Herr Bgm. Meixner informiert, dass die Fa. H2 bereits beauftragt wurde. Demnächst werden
die Ausschreibung stattfinden.
Die Professionisten im Umkreis sollen angeschrieben und über die Ausschreibung informiert
werden.

Herr Bgm. Meixner geht davon aus, dass im Herbst, mit Beginn des neuen Schuljahres die
KiKri in Betrieb gehen kann.

> GR HR DI Horst Becker - l. Frage:
Wie ist der Stand bei der PV-Anlage für die Gemeinde?
Herr AL Spath berichtet, dass die Anlage beauftragt ist. Sie soll mit März errichtet werden.
Die Panele sind bereits da, die Haltemngen sind momentan schwer lieferbar.

GR Elisabeth Stoiser- l. Frage:

Sie erkundigt sich über den Stand der Baulandmobilisiemng Kretschmer.
Herr AL Spath berichtet, dass es ein Gespräch mit den Juristen der Abteilung 13 gab.
Man muss hier abwarten, bis der Flächenwidmungsplan in Rechtskraft erwachsen ist. Danach
kann der Bescheid übermittelt werden. Die Bescheiderstellung wurde bereits von der RA-
Kanzlei Hohenberg-Strauß, Herrn Mag. Walcher, durchgef[lhrt.

GK Andreas Stangl - l. Frage:

Er fragt nach, ob man im Juli für den Fetzenmarkt wieder die Räumlichkeiten im WiHo
nutzen kann?

Herr Bgm. Meixner verneint aufgrund der zusätzlichen Arbeit für die WiHo-Mitarbeiter.
Die OVP-Gemeinderäte sehen dies anders. Sie sind und waren immer gewillt, bei jeglichen
Arbeiten zu helfen.

Herr GK Stangl wirfit ein, dass diese Veranstaltung im öffentlichen Interesse steht.
Herr Bgm. Meixner schlägt vor, das in einem Wirtschaftsaussschuss zu besprechen.



Herr Bgm. Meixner berichtet kurz von der heutigen Begehung in der VS betreffend
Beleuchtung. In den Semesterferien werden die Lampen montiert.

• Feststellung der Anwesenheit und Beschlussföhiskeit:

Zu Beginn der Sitzimg sind 14 Gemeinderatsmitglieder anwesend. Die Beschlussfähigkeit ist
somit gegeben.

Tagesordnung

9iÖffentliche Sitzuns":
l) Genehmigung des Sitzungsprotokolls und 24.01.2023;
2) Ergänzungsbeschluss ÖEK 5.00 und FWP 5.00;
3) Anbot Kanalreinigung;
4) Feststellung des Bestbieters für das Darlehen „Mehrkosten Errichtung

Kommunikationszentrum";
5) Feststellung des Bestbieters für das Darlehen „Mehrkosten Errichtung

Kindergarten";
6) Beschluss des Darlehensvertrags „Mehrkosten Errichtung Kommunikations-

Zentrum" (Vorhabenscode 1200015);
7) Beschluss Darlehensvertrag „Mehrkosten Errichtung Kindergarten"

(Vorhabenscode 1200009);
8) Erstellung Gemeindezeitung und Social Media Betreuung;
9) Fachliche Unterstützung künftige Vertragserrichtungen Pflegewohnhaus und

GGW-Wohnung;
10) Beauftragung Straßensanierungen - Bauaufsicht und Endabrechnung - Fa.

Kaufmann& Partner;

"Nicht öffentliche Sitzuns":
l) Personalangelegenheiten;

Auf § 55 (Anwesenheitspflicht) und auf § 56 (Beschlussfähigkeit) der GO 1967 i.d.F.-
LGBI.Nr. 131/2014, wird hingewiesen.

Erweiterung der Tagesordnung:

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag, die Tagesordnung wegen Dringlichkeit wie folgt zu
erweitern bzw. abzuändern.

Den TOP 2 Ergänzungsbeschluss ÖEK und FWP 5.00 müssten wir lt. Auskunft von Fr.
Neubauer (Interplan) in folgende Unterpunkte unterteilen:

a) Beratung über die im Zuge der Genehmigungsprüfung von der Abteilung 13 des
Amtes der Stmk. Landesregiemng bekannt gegebene Mitteilung von Mängeln zum
Örtlichen Entwicklungskonzept 5.00 und Flächenwidmungsplan 5.00.

b) Ergänzende Beschlussfassung über Einwendungen.



c) Ergänzende Beschlussfassung über das Örtliche Entwicklungskonzept 5.00 (OEK.)
gemäß § 24 (6) Stmk. ROG 2010.

d) Ergänzende Beschlussfassung über den Flächenwidmungsplan 5.00 (FWP) gemäß §
38(6)Stmk.ROG2010.

Folgende zusätzliche Erweiterung der Tagesordnung wäre nötig:

Resolution zum Finanzausgleich

Diese Angelegenheit wird als TOP 11) geführt.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Verlauf der Sitzung:

zu TOP 1. Genehmigung des Sitzungsprotokolls und 24.01.2023;

Der Entwurf des Sitzungsprotokolls über die 01. Gemeinderatssitzung vom 24.01.2023 wurde
den einzelnen Schriftführern per E-Mail zur Durchsicht und Inhaltsprüfung am 31.01.2023
übermittelt.

Herr Bgm. Meixner stellt fest, dass keine schriftlichen Eingaben vorgenommen bzw.
eingebracht wurden, weshalb zum Inhalt des Sitzungsprotokolls Zustimmung gegeben ist und
er stellt daher den Antrag, das Sitzungsprotokoll zu genehmigen.

Der Antrag von Herrn Bgm. Meixner wird einstimmig angenommen. Das Protokoll wird
anschließend von den jeweiligen Fraktionsschriftführern, sowie vom Bürgermeister
unterfertigt.

zu TOP 2. Ergänzungsbeschluss ÖEK 5.00 und FWP 5.00;
Herr GR HR DI Becker merkt an, dass die Unterlagen dazu sehr kurzfristig ausgeschickt
wurden.

Es wird klargestellt, dass Unterlagen seitens dem Büro Interplan nicht früher zur Verfügung
gestellt und seitens der Gemeinde nach Eintreffen so rasch als möglich an die Gemeinderäte
weitergeleitet wurden.
Herr Bgm. Meixner erkundigt sich, wie weiter vorgegangen werden soll und ob eine
Absetzung der Tagesordnungspunkte erforderlich ist?
Herr GR HR DI Becker stellt klar, da es im Interesse der Bevölkerung liegt, Herr DI Reissner
selbst vor Ort ist und alles erläutern wird, man gewillt ist, den Tagesordnungspunkt trotzdem
zu behandeln.

Herr Bgm Meixner begrüßt den mittlerweile eingetroffenen Raumplaner, Herrn DI Günter
Reissner und bittet diesen um seine Ausfühmngen.

Herr DI Reissner bedankt sich für die einleitenden Worte und berichtet kurz über die
vorangegangenen Termine, Fristen und die Vorgehensweise dazu.



zu TOP 2 a) Beratung über die im Zuge der Genehmigungsprüfung von der Abteilung
13 des Amtes der Stmk. Landesregierung bekannt gegebene Mitteilung von
Mängeln zum Örtlichen Entwicklungskonzept 5.00 und
Flächenwidmungsplan 5.00.

Herr DI Reissner erläutert mittels einer Präsentation alle Mängeln und Versagungsgründe
sowie deren Behandlung.
Folgender Text wird verlesen:

Marktgemeinde Preding | Revision ÖEK 5.00 und FWP 5.00
Stellungnahme zur Mitteilung von Mängeln und Versagungsgründen vom 11.01.2023

Die nachstehende Mitteilung von Mängeln und Versagungsgründen inkl. Mängelpunktation hat die
Marktgemeinde Preding am 11.01.2023 erhalten (Nummerierung teilweise ergänzt) und erfolgt
diesbezügliche Stellungnahme der Marktgemeinde Preding:

Mitteilung von Mängeln und VersaQunosQründen (GZ: ABT13-166665/2021-45 vom 11.01.2023}
Zur vorgelegten Revision des Ö E K VF 5.00 sowie der gleichzeitig vorgelegten Revision des FWP VF 5.00
wird nach rechtlicher und fachlicher Prüfung mitgeteilt, dass der Genehmigung nachfolgende Mängel
und Versagungsgründe entgegenstehen:

Zum ÖEK 5.00:

l. In der einleitenden Präambel der Verordnung zum ÖEK 5.00 ist auf das Datum der Beschluss-
fassung des Gemeinderates am 12.07.2022 abzustellen.

Der Punkt wird positiv behandelt. Die Präambel wird überarbeitet und richtiggestellt.
Darüber hinaus wird neben dem Beschlussdatum auch das Datum des Ergänzungs-
beschlusses ergänzt.

2. Entsprechend der Behandlung der Einwendungen der A13 u. der A17 sind in § 3 (l) Z4 des
ÖEKs ergänzende Klarstellungen erforderlich, dass Uferstreifen von Gewässern im Ausmaß
von mind. 10m, gemessen ab der Böschungsoberkante, als Grünzonen gemäß REPRO gelten.
Dabei sind die nunmehr in § 3 (l) Z4 des ÖEKs angeführten Grünverbindungen im eigenen
Wirkungsbereich der Gemeinde keine Detailabgrenzung überörtlicher Festlegungen und sind
diese im Grunde in § 3 (2) Z4 „Schätzenswerte Bereiche" anzuführen. Auch bei der
Beschreibung des Teilraumes „l - Wieselsdorf Landesstraße" wird um Prüfung der
Ausführungen zur Grünverbindung ersucht.

Der Punkt wird positiv behandelt. Die Festlegungen im §3 (l) bzw. §3 (2) werden
überarbeitet.

Die Teilraumbeschreibung wird überarbeitet und der Passus „gemäß REPRO" ersatzlos
gestrichen.

3. Die nunmehr im Rahmen der Beschlussfassung neu festgelegte örtliche Vorrangzone für Ver-
und Entsorgung südwestlich von Preding ist auch im Wortlaut bei den Örtlichen
Vorrangzonen/ Eignungszonen nachzuführen.

Der Punkt wird positiv behandelt. Die örtliche Vorrangzone für Ver- und Entsorgung (ver)
wird im Wortlaut ergänzt.

4. Bei der Beschreibung des Teilraumes „O - Tobisberg" wird um Prüfung der Berechnung der
Erweiterungsmöglichkeit bei 0,95ha bebauter Flächen mit Stand 2016 ersucht.

Der Punkt wird positiv behandelt. Der redaktionelle Mangel wird behoben.



5. Bei der Berechnung des Neubedarfes von Wohnungen zwischen 2033 und 2036 wird mit
Verweis auf die Baulandflächenbilanz-Wohnbau um Prüfung der derzeit in den Erläuterungen
Seite 108 vorletzter Absatz angeführten 21 (eigentlich 54?} zusätzlichen Wohneinheiten
ersucht.

Auch auf der Folgeseite des ÖEKs wird bei der Angabe der erforderlichen Baulandreserven
des FWP 5.00 für Wohnungsneubauten mit Verweis auf die Baulandflächenbilanz-Wohnbau
und unter Berücksichtigung des nun adaptierten Faktors von 2,5 um Prüfung des angeführten
Wertes (eigentlich 38,50ha?) und bei der ersten Zieldefinition um Prüfung der dort
angeführten nötigen Wohneinheiten (eigentlich 214+21 WE Ersatzbedarf?} ersucht.

Der Punkt wird positiv behandelt. Die Wohnbedarfsprognose wird überarbeitet.

6. Im Zuge der Auflage wurde von der A13 eingewandt, dass eine Aufstellung der im
Entwicklungsplan 5.00 für den Planungszeitraum von 15 Jahren bereits festgelegten
Potentiale für die unterschiedlichen Nutzungen (Wohnen, Zentrum, landwirtschaftlich
strukturierte Siedlungsgebiete etc.) im Sinne des § 22 (4) StROG im Erläuterungsbericht unter
„Flächenbedarf" (nun Seite 109) zu ergänzen ist. Dem Einwand wurde stattgegeben, doch es
ist keine entsprechende Ergänzung zu den Nutzungen Zentrum, landwirtschaftlich geprägte
Siedlungsgebiete, Industrie/Gewerbe etc. in den Erläuterungen erfolgt. Dies ist auch
entsprechend der Einwendungsbehandlung nachzuführen.

Der Punkt wird positiv behandelt. Der Erläuterungsbericht unter „Flächenbedarf" wird
nochmals überarbeitet und die Aufstellung ergänzt.

7. Die im Zuge der Beschlussfassung offensichtlich neu geänderte und nun absolute
Entwicklungsgrenze Nr. 3 (ehemals relativ Nr. 5) für die ua. Teilfläche des Teilraumes
„Ochsenwirt" Richtung Westen ist vertieft zu begründen.

Der Punkt wird wie folgt begründet:
Im Zuge der Auflage wurde die relative Entwicklungsgrenze im Bereich der landwirt-
schaftlichen Vorrangzone beeinsprucht. Ein Anhörungsverfahren wurde durchgeführt und die
Entwicklungsgrenze entlang der Vorrangzone mit einer absoluten siedlungspolitischen
Entwicklungsgrenze Nr. 2 neu abgegrenzt. Im Beschlussplan wurde aufgrund eines Fehlers in
der Plandarstellung nunmehr auch im südlichen Bereich Richtung Landesstraße eine absolute
Entwicklungsgrenze festgelegt. Im Zuge des Ergänzungsbeschlusses soll nunmehr die relative
Entwicklungsgrenze fortgeführt werden. Aufgrund der Lage im lärmbelasteten Bereich wird
eine relative siedlungspolitische Entwicklungsgrenze Nr. 3 „Nutzungsbeschränkung aufgrund
von Immissionen" festgelegt. Die von der Änderung betroffenen Grundeigentümer werden
darüber verständigt.
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Entsprechendes ist auch für die offensichtlich erfolgte Änderung der westlichen
Entwicklungsgrenze im Bereich „Wieselsdorf-Landesstraße" und „Ailing" eine Begründung
erforderlich (siehe nachfolgende Gegenüberstellungen und die Umweltprüfung Seite 132).



Hinsichtlich der Einhaltung verfahrensrechtlicher Vorgaben wird um rechtliche Prüfung
ersucht bzw. sind allenfalls entsprechende Verständigungsnachweise zu ergänzen.
Zum Bereich Wieselsdorf-Landesstraße:

Der Punkt wird wie folgt begründet:
Im Zuge der Auflage wurde die absolute Entwicklungsgrenze im Bereich des Oisnitzbaches
von der Abteilung 14 beeinsprucht. Ein Anhörungsverfahren wurde durchgeführt und der
bauliche Entwicklungsbereich reduziert. Die im Anhörungsverfahren fälschlicher Weise
dargestellte Entwicklungsgrenze Nr. 2 wurde von der Aufsichtsbehörde nicht eingewendet,
ist jedoch aufgrund der Lage im lärmbelasteten Bereich richtigerweise als siedlungspolitische
Entwicklungsgrenze Nr. 3 „Nutzungsbeschränkung aufgrund von Immissionen" festzulegen.
Es befindet sich im ggst. Bereich keine bekannten Nutzungsbeschränkungen durch
übergeordnete Planungen. Die von der Änderung betroffenen Grundeigentümer werden
darüber verständigt.
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Zum Bereich Ailing:
Der Punkt wird wie folgt begründet:
Im Auflageplan wurde eine relative siedlungspolitische Entwicklungsgrenze Nr. 2 festgelegt.
Mangels bekannter Nutzungsbeschränkungen durch übergeordnete Planungen und der
Anregung der Aufsichtsbehörde, die Entwicklungsgrenzen generell einer Prüfung zu
unterziehen, erfolgte im Beschlussplan die Festlegung einer siedlungspolitischen Grenze Nr. l
„Baulandbedarf unter Berücksichtigung vorrangiger Entwicklung in Siedlungsschwer-
punkten". Es handelt sich jedoch um einen Fehler in der Plandarstellung und soll im Zuge des
Ergänzungsbeschlusses die relative Entwicklungsgrenze unverändert fortgeführt werden. Die
von der Änderung betroffenen Grundeigentümer werden darüber verständigt.
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8. Im Teilraum „Gantschenberg" widersprechen sich im südöstlichen Bereich die nachstehend
dargestellte relative bzw. absolute Entwicklungsgrenze, weshalb eine Überarbeitung



erforderlich ist. Eine entsprechende Prüfung bzw. Klarstellung ist auch für den ua. Bereich
der Grenze Nr. 6 im östlichen Teilraum von „Neupreding" erforderlich.

Der Punkt wird positiv behandelt.
Zu Teilraum Gantschenberg:
Im Bereich der im Beschluss festgelegten relativen siedlungspolitischen Entwicklungsgrenze
wird die absolute siedlungspolitische Entwicklungsgrenze überarbeitet und im Zuge des
Ergänzungsbeschlusses im Ausmaß einer ortsüblichen Bauplatztiefe (ca. 30m) eine relative
siedlungspolitische Entwicklungsgrenze festgelegt. Der Widerspruch zur Überschreitungs-
möglichkeit wird somit richtiggestellt. Die von der Änderung betroffenen Grundeigentümer
werden darüber verständigt.
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Zu Teilraum Neupreding:
Im Bereich der relativen siedlungspolitischen Entwicklungsgrenze Nr. 6 war bereits in den
Beschlussunterlagen eine relative Entwicklungsgrenze festgelegt, jedoch wurde diese
aufgrund der Skalierung nicht ordnungsgemäß dargestellt. Die Darstellung der relativen
Entwicklungsgrenze wird im Zuge des Ergänzungsbeschlusses überarbeitet. Die von der
Änderung betroffenen Grundeigentümer werden darüber verständigt.
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9. ÖEP Diff. Nr. 30/31 Teilraum Neuberg: Richtung Norden entlang der mittleren Zufahrtsstraße
wird augenscheinlich eine derzeit absolute Entwicklungsgrenze des ÖEP 4.00 ohne
entsprechende Darstellung im Differenzplan nunmehr als relative Entwicklungsgrenze
festgelegt. Diese Änderung ist entsprechend zu begründen, allenfalls zurückzunehmen. Die
Behandlung dieser Einwendung der A13 zur Auflage ist aus fachlicher Sicht nicht
nachvollziehbar.

Der Punkt wird positiv behandelt.



Im Örtlichen Entwicklungsplan 4.00 war eine absolute siedlungspolitische Entwicklungs-
grenze festgelegt. Im Auflageentwurf wurde eine relative siedlungspolitische
Entwicklungsgrenze festgelegt und von der Aufsichtsbehörde beeinsprucht bzw. eine
vertiefte Begründung eingefordert. Mangels Begründbarkeit wurde dem Einwand
dahingehend stattgegeben, dass die absolute Entwicklungsgrenze in den
Beschlussunterlagen fortgeführt wird. Im Sinne der Einwendungsbehandlung wird im Zuge
des Ergänzungsbeschlusses diese Entwicklungsgrenze nunmehr als absolute
siedlungspolitische Entwicklungsgrenze Nr. 8 entlang der Straße festgelegt. Entsprechend
den vorangegangen Mängelpunkten (vgl. zu Gantschenberg und Neupreding) wird ein
Widerspruch der absoluten und relativen Entwicklungsgrenzen im Eckbereich mit der
Festlegung einer relativen Entwicklungsgrenze im Ausmaß von rd. 30 m hintangehalten. Die
von der Änderung betroffenen Grundeigentümer werden darüber verständigt.
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10. Im Differenzplan bzw. in der Legende des Entwicklungsplanes sind Prüfungen der Abgrenzung
bzw. Benennung der Landschaftsteilräume gemäß REPRO erforderlich.

Der Punkt wird positiv behandelt. Im Differenzplan und in der Legende werden die
Abgrenzungen und Benennungen überprüft und wie folgt richtiggestellt:

•liii IIINISBN

Landschaftsteilraumgrenze
vgt ÖEK
A = Ackerbaugepragte Talboden und Becke(||
B = Außeralpines Hugeltand

11. Die ÖEK-Diff Nr. 44 „Erweiterung Gewerbegebiet Nord" wurde bei der Beschlussfassung nicht
weiter berücksichtigt, weshalb diese Änderung auch bei der Zusammenfassung der UEP auf
Seite 146 des ÖEKs zu streichen ist.

Der Punkt wird positiv behandelt. Die Änderung wird in der Zusammenfassung der UEP
gestrichen.

Zum ÖEK 5.00 und FWP 5.00:
12. In § 22 (2) und § 26 (7) StROG ist festgelegt, dass rechtswirksame überörtliche Festlegungen

für besondere Nutzungen sowie Projekte dieser Art (hier ua. Landesstraße) im
Entwicklungsplan und im Flächenwidmungsplan ersichtlich zu machen sind. Die Behandlung
der Einwendung der A16 zur Ersichtlichmachung der Trasse der L601 „Abschnitt Frauental"
ist mit Verweis auf die oa. Bestimmungen des StROG nicht nachvollziehbar. Die
Ersichtlichmachung der Trasse ist - auch mit Verweis auf den Raumordnungsgrundsatz



„raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen aller Gebietskörperschaften sind
aufeinander abzustimmen" - in den Raumordnungsinstrumenten der Marktgemeinde
Preding nachzuführen. Auch die Legenden sind dahingehend zu ergänzen.

Der Punkt wird positiv behandelt. Die Ersichtlichmachung der Trasse wird wie folgt ergänzt:

ÖEP 5.00 Entwurf Ergänzungsbeschluss
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FWP 5.00 Entwurf Ergänzungsbeschluss

In den Unterlagen erfolgt eine Ergänzung im Flächenwidmungsplan in §3 (l), sowie im
Erläuterungsbericht des ÖEK zum Sachbereich „Infrastruktur". In den Legenden wird darüber
hinaus ergänzt:

3IE Straße nplanu n gs" bzw. Trassenkorfidor
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13. Im Rahmen der Auflage wurde eingewendet, dass ua. die Ersichtlichmachungen der
baulichen Entwicklungsbereiche der Nachbargemeinden im Sinne der Vorgaben der
Planzeichen-Verordnung zu ergänzen bzw. zu aktualisieren sind. Der Einwand wurde vom
Gemeinderat positiv behandelt, doch wurden bspw. für die Gemeindegebiete von Stainz und
Dobl-Zwaring nicht sämtliche aktuellen Daten der Neuerstellungen des ÖEK 1.00 ersichtlich
gemacht. Für Hengsberg werden in ÖEK und FWP augenscheinlich unterschiedliche
Verfahrensstände angeführt.

Der Absatz wird positiv behandelt. Dazu wird angemerkt, dass sämtliche, dem von der
Abteilung 17 zur Verfügung gestellten Datensatz, enthaltene Plangrundlagen in den ÖEP und
FWP 5.00 übernommen wurden. Im Sinne der Mängelmitteilung erfolgt eine neuerliche
Abfrage und werden die fehlenden Ersichtlichmachungen ergänzt und die Verfahrensstände
überarbeitet.

In der Legende sind mit Verweis auf die Einwendung zur Auflage die im eigenen
Wirkungsbereich der Gemeinde festgelegten „Grünverbindungen" zu ergänzen und wird um
Prüfung ersucht, ob im Entwicklungsplan ein in der Legende unter den Ersichtlichmachungen
angeführter „ökologische Korridor" angewandt wird. In den Planlegenden ÖEP und FWP
werden zudem unterschiedliche naturräumliche Schutzgebiete angeführt, weshalb auch
dahingehend Prüfungen erforderlich sind.
Der Absatz wird positiv behandelt und die Legende ergänzt bzw. überarbeitet.

14. ÖEK DIFF Nr. 38 UEP: Die Ausführungen zu „Landschaft/Erholung", dass die
Erweiterungsfläche über keine strukturierenden und erhaltenswerten Landschaftselemente
verfügt, ist aufgrund des Schmiedbaches mit seinem Begleitgrün iVm der Vorgabe des
REPROs zu Grünzonen entlang von Gewässern nicht nachvollziehbar und zu überarbeiten. Im
abschließenden Absatz wird um Prüfung des relevanten Themenclusters ersucht.



Der Absatz wird positiv behandelt. Der Vorletzte Absatz wird insbesondere hinsichtlich der
strukturierenden und erhaltenswerten Landschaftselemente überarbeitet. Der letzte Absatz

wird richtiggestellt und das Wort „Ressourcen" gegen „Landschaft/Erholung" ersetzt.
Auch bei der Beurteilung des Themenclusters „Naturraum/Ökologie" ist auf die
naturräumlichen Qualitäten der Uferbegleitvegetation iVm derGrünzone des REPROs vertieft
einzugehen, wobei auf die entsprechende Beurteilung der UEP zu ÖEK DIFF Nr. 4l
hingewiesen wird und generell Kompensationen auf nachgereihten Planungsebenen bei der
Beurteilung nicht berücksichtigt werden können. Beim Themencluster „Naturraum/Ökologie"
und in der abschließenden zusammenfassenden Beurteilung der UEP wird um Prüfung der
angeführten Funktionen ersucht.
Der Absatz wird positiv behandelt. Die Funktionen wurden überprüft und richtiggestellt. Der
Themencluster vertieft überarbeitet und Ergänzungen vorgenommen. Der Hinweis zur
generellen Kompensation auf nachgereihte Planungsebenen wird zur Kenntnis genommen
und der Passus verschoben.

Beim Themencluster „Ressourcen" sind zum Sachbereich „naturräumliche Gefährdungen" er-
gänzende Klarstellungen erforderlich, zumal derzeit - auch mit Verweis auf private
Einwendungen (ua. Nr. AU-P-37) und auf jene der A14 - nicht hinreichend nachvollziehbar
dargelegt ist, dass Flächen im Bereich des Schmiedbaches im relevanten Ereignisfall nicht
durch Hochwässer beaufschlagt werden. Die Aussage, dass der Bereich vollständig außerhalb
der Hochwasserabflussuntersuchung liegt, ist hinsichtlich einer möglichen
Hochwassergefährdung zu prüfen bzw. zu überarbeiten.
Der Absatz wird positiv behandelt. Es werden im gesamten Erläuterungsbericht sowie in der
UEP die Thematik zur Hochwassergefährdung im Bereich des Schmiedbaches überarbeitet.
Dazu wird Folgendes festgehalten:
Beim Schmiedbach handelt es sich um ein kleines Gerinne, welches oberhalb der
Schlossbergstraße einen Einzugsbereich von weniger als 50 ha Gesamtfläche aufweist.
Demgemäß ist das Potential für eine Hochwassergefährdung sehr gering. An der
Schlossbergstraße ist dieses Kleingewässer unter der Straße verrohrt. Hier kam es vor mehr
als 25 Jahren zu einer Verklausung und dadurch zu einem einmaligen Hochwasserereignis. In
weiterer Folge wurde diese Verrohrung auf Grundlage einer wasserrechtlichen Bewilligung
wesentlich vergrößert, sodass nunmehr eine schadlose Abfuhr der Wässer sichergestellt ist.
Das Gebiet östlich des Schmiedbaches ist für eine Entwicklung vorgesehen, wobei von der
Böschungskante des bislang nicht vermessenen Gewässers beidseitig ein jeweils 10m breiter
Uferstreifen von einer Baulandwidmung freigehalten werden wird. Dies auch deshalb, weil
entlang dieses Gewässers mittel- bis langfristig die Entwicklung einer Naherholungs- und
Freizeitachse (Spazierweg/Laufstrecke) von der südlichen Landesstraße bis hin zur Grenze
der nördlichen baulichen Entwicklung vorgesehen ist. Diese Naherholungsachse wird im
Örtlichen Entwicklungsplan mit einer Kreissignatur dargestellt.



E!g|
aeag

B
M m

%%'%?
^

t^i
W-

^ g4-

ai

•#f.

Dabei ist auf Ebene des FWP das Aufschließungserfordernis ua für die Baulandflächen WA
(18) u. (19) „Nachweis der Hochwasserfreistellung im HQ100 im Zuge des Bauverfahrens" ua.
mit Verweisen auf die Bestimmungen der §§ 28 u. 29 StROG sowie auf die
Raumordnungsgrundsätze keinesfalls hinreichend.

Der Absatz wird positiv behandelt. Es wird das Aufschließungserfordernis wie folgt
abgeändert: „Umsetzung von Hochwasserschutzmaßnahmen". In diesem Zusammenhang
wird festgehalten, dass die Formulierung des Aufschließungserfordernisses auch für die
weiteren Aufschließungsgebiete mit demselben Erfordernis richtiggestellt wird. Die von der
Änderung betroffenen Grundeigentümer werden darüber verständigt.
Bereits im Zuge der Revision zum ÖEK bzw. FWP 5.00 ist auch für bereits bestehende
Bauland- und Sondernutzungsflächen nachvollziehbar darzulegen, dass im relevanten
Ereignisfall keine Hochwassergefährdung gegeben ist bzw. dass allenfalls die Umsetzung von
Schutzmaßnahmen mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand innerhalb der Planungsperiode
möglich sein wird. Für bereits bebaute Flächen im Bereich eines Gewässers wäre allenfalls
Sanierungsgebiet, im Bereich von Sondernutzungen im Freiland wäre derAusschluss
baulicher Anlagen, die das Schadenspotential erhöhen und Hochwasserabflusshindernisse
darstellen können, festzulegen.
Der Absatz wird positiv behandelt. Für die bestehende Sondernutzung im Freiland - Erholung
(privater Badeteich auf Grundstück 639 KG Preding), für die Sondernutzung im Freiland - spi
(privater Spielplatz Gst. 1074/4 KG Preding) sowie für die Sondernutzung im Freiland - ssa
(Stocksportanlage Gst. 563 KF Preding) wird gemäß den Anforderungen des SAPRO
Hochwasser wie folgt festgelegt: Im Hochwasserabflussbereich HQ.100 Ausschluss der
Errichtung von baulichen Anlagen, die das Schadenspotential erhöhen und Abfluss-
hindernisse darstellen. Für die Sondernutzung im Freiland -ppa auf dem Grundstück 544 der
KG Preding ist dies aufgrund der Höhenlage und der Topographie nicht erforderlich.
Die von der Änderung betroffenen Grundeigentümer werden darüber verständigt.
In diesem Zusammenhang ist auch die Einwendungsbehandlung zur bestehenden
Sondernutzung im Freiland auf Grundstück 639 der KG Preding nicht nachvollziehbar, zumal
mit Verweis auf die Raumordnungsgrundsätze - insbesondere Vermeidung gegenseitiger



nachteiliger Beeinträchtigungen - durch einen nunmehrigen Ausschluss baulicher Anlagen,
die Abflusshindernisse darstellen können, rechtlich konsentierte Bestände nicht betroffen
sind und folglich eine entsprechende Vorgabe in künftigen Verfahren anzuwenden ist. Auf die
Ausführungen zur Umweltprüfung zu ÖEK DIFF Nr. 102 „Erholungsfläche Schmiedbach" (vgl.
Seite 143), dass im Uferstreifen dann kein Widerspruch zu den Vorgaben des SAPROS oder
REPROs besteht, sofern das Schadenspotential nicht erhöht wird, wird ergänzend
hingewiesen.
Der Absatz wird positiv behandelt. Die Beschreibung zu Diff Nr. 102 wird überarbeitet. Der
Gemeinderat der Marktgemeinde Preding fügt ergänzend zur Einwendungsbehandlung
hinzu, dass nunmehr im Hochwasserabflussbereich HQ100 ein Ausschluss der Errichtung von
baulichen Anlagen, die das Schadenspotential erhöhen und Abflusshindernisse darstellen
festgelegt wird. Darüber hinaus wird der Grundeigentümer verständigt und über diese
Festlegung in Kenntnis gesetzt.
Das Abschieben entsprechender Prüfungen auf nachfolgende Bauverfahren wird aus
fachlicher Sicht abgelehnt und wären gegebenenfalls auch im Zuge der Bebauungsplanung
konkrete Vorgaben zur Umsetzung von Schutzmaßnahmen im Ereignisfall HQ100 im Sinne
der oa. Ausführungen festzulegen. Die Verfahrensunterlagen sind diesbezüglich zu vertiefen
und die Wortlautfestlegungen und/oder Abgrenzung von Festlegungen sind entsprechend zu
überarbeiten.

Der Absatz wird positiv behandelt. Wie bereits dargelegt wird das Aufschließungserfordernis
für sämtliche betroffene Aufschließungsgebiete wie folgt abgeändert: „Umsetzung von
Hochwasserschutzmaßnahmen". Die Verfahrensunterlagen werden im Wortlaut und
Erläuterungsbericht überarbeitet.
Auf die Ausführungen der A14 des Amtes der Stmk. Landesregierung zur Anhörung Nr. 15,
dass für den Schmiedbach keine ABU vorliegt und zu erstellen ist, sowie auf die Einwendung
der A13 zur Auflage wird abschließend nochmals hingewiesen.
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird noch einmal festgehalten, dass in
Zusammenhang mit dem Schmiedbach eine umfangreiche Überarbeitung in den Unterlagen
erfolgt.
Zudem ist im Sinne der Einwendungsbehandlungen (zu Pkte. 21. u. 22.) zur 20m Zonen
„Symbolgrafik" im ÖEP in derTeilraumbeschreibung der Erläuterung des ÖEKs und in der
Legende des ÖEPs eine Klarstellung erforderlich, dass eine Baulandfestlegung erst nach
entsprechender Vermessung der Böschungskante unter Einhaltung des Freihaltebereiches
bzw. Uferstreifens laut SAPRO und REPRO erfolgen kann.
Der Absatz wird positiv behandelt. Eine Klarstellung wird im Erläuterungsbericht und in der
Legende nachgeführt. Darüber hinaus wird die Symbolgrafik im ÖEP überarbeitet und
ergänzt. (Siehe dazu auch Mängelentgegnung zu Mangel Nr. 14, 3. Absatz)
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15. ÖEK DIFF Nrn. 4l u. 45 UEP: Auch bei diesen Beurteilungen der Erweiterungen der baulichen

Entwicklungsbereiche sind beim Themencluster „Ressourcen" zum Sachbereich
„naturräumliche Gefährdungen" ergänzende Klarstellungen erforderlich. Die Aussagen, dass



die Bereiche vollständig außerhalb der Hochwasserabflussuntersuchung liegen, sind
ebenfalls hinsichtlich einer möglichen Hochwassergefährdung zu prüfen bzw. zu
überarbeiten.

Der Absatz wird positiv behandelt. Wie bereits mehrfach dargelegt erfolgt in Zusammenhang
mit dem Schmiedbach eine umfangreiche Überarbeitung in den Unterlagen sowohl im
Wortlaut als auch im Erläuterungsbericht.
Bei der Änderung Nr. 45 ist bei der Beurteilung des Themenclusters „Naturraum/Ökologie"
vertieft auf die Grünzone des REPROs einzugehen, zumal der bauliche Entwicklungsbereich
über den Schmiedbach hinweg festgelegt wurde.

Der Absatz wird positiv behandelt. Es wird im ÖEP die Symbolgrafik ergänzt und der
Themencluster überarbeitet. Da es sich bei der Symbolgrafik im Wesentlichen um die
Erforderlichkeit der Vermessung der Böschungskante sowie Einhaltung der Freibereiche nach
REPRO bzw. SAPRO handelt, gibt es für den Teilraum C aufgrund der bereits erfolgten
Baulandfestlegung eine Ausnahmeregelung. Der Hinweis auf die Ausnahme befindet sich in
der Legende zum ÖEP. Als Aufschließungserfordernis wird die Umsetzung von
Hochwasserschutzmaßnahmen festgelegt.
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Auf Ebene des FWP ist für die Baulandflächen WA (23) darzulegen, dass im relevanten
Ereignisfall keine Hochwassergefährdung besteht. Allenfalls sind entsprechende
Überarbeitungen erforderlich.
Der Absatz wird positiv behandelt. Es wird dargelegt, dass eine Überarbeitung der
Aufschließungserfordernisse nicht erforderlich ist. Dies mit folgender Begründung:
In nachstehender Abbildung ist im Luftbild des GIS Stmk. eine rote Schnittachse dargestellt.
Diese markiert die Ermittlung der Höhenentwicklung und wurde der Schnitt von Ost nach
West gelegt. Die rote Markierung im generierten Geländeschnitt kennzeichnet das Ende der
neuen Baulandfestlegung auf einer Höhe von rund 307,1 müA. Der Schmiedbach bzw. die
Bachkante liegt auf einer Höhe von rd. 302 müA. Daraus resultiert ein Höhenunterschied von
gut 4,0 m. Eine Hochwassergefährdung kann somit eindeutig ausgeschlossen werden.
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Zum FWP 5.00:
16. Zu den Ausnahmen gemäß § 4 (2) sind Klarstellungen erforderlich, dass sich Ausnahmen nur

auf jene Abweichungen beziehen, die aufgrund der Darstellungsunschärfe des Rechtplanes
begründet werden können. Über diese über die „Unscharfe" der zeichnerischen Darstellung
hinausgehende „Ausnahmen" bedürfen jedenfalls einer Änderung des FWP.

Der Punkt wird positiv behandelt. Es wird einleitend vor der Aufzählung der Änderungen
Folgendes ergänzt: Ausnahmen für Abweichungen, die aufgrund der Darstellungsunschärfe
des Rechtsplanes begründet werden können (Maßstäblichkeit des gedruckten Plans).

17. Der Ausschluss von Wohnnutzungen in Kerngebieten ist auch in der Legende des FWP
anzuführen, und wurde dieser Ausschluss im Plan augenscheinlich auch im Bereich des E2
östlich der L303 festgelegt. Dies ist richtig zu stellen und der Ausschluss allenfalls auch bei
planlich isolierten Kerngebieten nachzuführen.

Im Grunde wird auch eine entsprechende Festlegung im Wortlaut des FWP als erforderlich
erachtet und ist in den Erläuterungen eine vertiefte Begründung zu ergänzen.
Hinsichtlich der Einhaltung verfahrensrechtlicher Vorgaben insbesondere iVm der allenfalls
erforderlichen Verständigung betroffener Grundeigentümer wird um rechtliche Prüfung
ersucht.

Der Punkt wird positiv behandelt. Der Ausschluss von Wohnnutzung wird für das Grundstück
105/2 der KG Preding (Baulandfestlegen E2) nicht fortgeführt.
Zu den sonstigen Grundstücken: Der Ausschluss von Wohnnutzung für das Planungsgebiet
des BPL „Kerngebiet Süd" wurde bereits im Bebauungsplan festgelegt und wird diese
Einschränkung nunmehr auch im Flächenwidmungsplan übernommen und festgelegt. Für das
Aufschließungsgebiet südlich des Bauhofes wird der Ausschluss von Wohnnutzung festgelegt.
Für den restlichen Bereich nördlich der Landesstraße wird kein Ausschluss festgelegt. Im
Erläuterungsbericht erfolgt diesbezüglich eine vertiefte Begründung, dass es sich um ein
abgeschlossenes, bebautes Gebiet handelt, indem sich im Bestand insgesamt vier alte
Wohnungen befinden. Die betroffenen Grundeigentümer werden darüber verständigt.
im Wortlaut wird die entsprechende Festlegung „Kerngebiet mit dem Ausschluss von
Wohnnutzung" nach §7 ergänzt und im Erläuterungsbericht vertieft begründet.

18. Das mehrfach festgelegte Aufschließungserfordernis „Nachweis der Hochwasserfreistellung
im Zuge des Bauverfahrens" (ua. WA (18), (19), DO (32)) ist in dieser Form nicht möglich.
Bereits im Zuge der Revision zum ÖEK bzw. FWP 5.00 ist ua. mit Verweis auf die
Bestimmungen der §§ 28 u. 29 StROG in entsprechenden Fällen nachvollziehbar darzulegen,
dass im relevanten Ereignisfall keine Hochwassergefährdung gegeben ist bzw. dass allenfalls



die Umsetzung von Schutzmaßnahmen mit wirtschaftlich vertretbaren Aufwand innerhalb
der Planungsperiode möglich sein wird. In entsprechenden Fällen wäre als
Aufschließungserfordernis die „Umsetzung von Hochwasserschutzmaßnahmen" (vgl. Il (31))
festzulegen.

Der Punkt wird positiv behandelt. Wie bereits mehrfach dargelegt wird das
Aufschließungserfordernis wie folgt abgeändert: „Umsetzung von Hochwasser-
Schutzmaßnahmen". In diesem Zusammenhang wird festgehalten, dass die Formulierung des
Aufschließungserfordernisses auch für die weiteren Aufschließungsgebiete mit demselben
Erfordernis richtiggestellt wird. Die von der Änderung betroffenen Grundeigentümer werden
darüber verständigt.

19. Zu § 6 (3) „Geruchsimmissionen durch landwirtschaftliche Betriebe". In Absatz 3 ist eine
Klarstellung erforderlich, dass solange das Emissionsrecht besteht, im Rahmen von
Bauverfahren für Wohnbauten die Geruchsbelastung auf Grundlage des „konsentierten"
Tierbestandes festzustellen ist.

Der Punkt wird positiv behandelt, es wird „auf Grundlage des konsentierten Tierbestandes"
ergänzt.

20. Entsprechend § 10 (2) wurde für die Grundstücke Nr. 939/1, 939/2, 938 KG Preding eine
Bebauungsfrist festgelegt, die jedoch in der zeichnerischen Darstellung nicht mit dem
entsprechenden Planzeichen dargestellt wird. Zudem werden in der tabellarischen
Aufstellung zum Teil auch die „Rechtsfolgen nach Fristablauf" hinterfragt bzw. wird auch
diesbezüglich um Klarstellungen bzw. Ergänzungen ersucht.

Der Absatz wird positiv behandelt. Die Bebauungsfrist wird im Flächenwidmungsplan
ergänzt. Der Grundeigentümer wurde bereits nachweislich über die Befristung in Kenntnis
gesetzt. Der redaktionelle Mangel in Zusammenhang mit der Rechtsfolge nach Fristablauf
wird behoben.

Mit Verweis auf den Baulandflächenbilanzplan (dort unbebaut ca. 2.380 m2) ist die
Festlegung einer Bebauungsfrist für eine Teilfläche des Grundstückes 108 der KG Tobis nicht
nachvollziehbar und ist eine Prüfung erforderlich.
Der Absatz wird positiv behandelt. Es handelt sich hierbei um ein, wenn auch nur geringfügig,
bebautes Grundstück und weist die weitere unbebaute Fläche ein Flächenausmaß von über

4.000m2 auf. Im Sinne der geltenden Bestimmung wird nach Rücksprache mit der
Aufsichtsbehörde von der Befristung abgesehen. Der betroffene Grundeigentümer wird
darüber verständigt. In diesem Zusammenhang wird festgehalten, dass sämtliche
Bebauungsfristen noch einmal auf ihre Richtigkeit überprüft wurden.

21. Die l. Änderung des „BPLs B15 Kerngebiet Süd" sowie der „BPL Schlossstraße West" wurden
entsprechend den ha. vorliegenden Unterlagen vor Beschlussfassung der Revision 5.00 vom
Gemeinderat beschlossen, weshalb die Festlegungen zum KG (30) bzw. zum WA (12) sowie
die jeweilige Bebauungsplanzonierung (Wortlaut u. Plan) dahingehend anzupassen sind.

Der Punkt wird positiv behandelt. Die Festlegungen bzw. Benennungen im Wortlaut sowie in
der zeichnerischen Darstellung werden angepasst.

22. IVm der Aufhebung von Bebauungsplänen und -richtlinien wurden im Rahmen der Auflage
ergänzende Begründungen gefordert und dem Einwand vom Gemeinderat stattgegeben. Es
sind daher die Begründungen für die Aufhebung von Bebauungsplänen und -richtlinien im
Sinne der Einwendungsbehandlung zu vertiefen.

Der Punkt wird positiv behandelt. Es werden noch weitere Begründungen ergänzt.
Dabei wird die Aufhebung der Bebauungsrichtlinie 02 „Wieselsdorf-Bahnhof" weiterhin
negativ beurteilt, zumal nunmehr-offensichtlich entgegen den Erläuterungen-aufgrund
von Einwendungen zur Auflage bzw. zur Anhörung auch das unbebaute Bauland im



Hochwasserabflussbereich fortgeführt werden soll und die Anbindung ausschließlich über die
westliche Gemeindestraße herzustellen ist.

Der Punkt wird positiv behandelt. Es wird die Bebauungsrichtlinie 02 „Wieselsdorf-Bahnhof"
fortgeführt. Der betroffene Grundeigentümer wird darüber verständigt.

23. Die Festlegungen gemäß § 26 (2) StROG in § 11 (4) zu Dachformen entsprechen nicht dem
erforderlichen Determinationsfiebot, zumal mit der Bestimmung „als Hauptdächer sind
Walmdächer [...] zulässig" andere Dachformen nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden
und hinsichtlich einer an die Umgebung angepassten Freiraumgestaltung und Bepflanzung
konkret nachvollziehbare Festlegungen erforderlich sind, die die Umsetzung der Zielsetzung
dieser Bestimmungen sicherstellen. In diesem Sinne sind einschränkende Vorgaben für eine
projekt-spezifische Beurteilung in nachfolgenden Verfahren zu ergänzen und auch die
Erläuterungen bzw. Begründungen dahingehend zu vertiefen.

Der Punkt wird positiv behandelt. Es wird festgelegt, dass als Hauptdächer ausschließlich
Walmdächer mit einer Neigung von 25° bis 30° zulässig sind. Die unzureichend determinierte
Festlegung zur Freiraumgestaltung wird gestrichen. Der betroffene Grundeigentümer wird
darüber verständigt.

24. Dass einzelne Einwendungen bzw. Einwendungspunkte vom Gemeinderat zur Kenntnis
genommen werden, dann jedoch in der Begründung im Grunde negativ beurteilt werden, ist
aus fachlicher Sicht nicht nachvollziehbar (vgl. ua. EW Nr. AU-P-41).

Zudem ist in Einwendungsbehandlungen vertieft fachlich auf begründete
Einwendungspunkte (vgl. insbesondere EW Nrn. AU-P03 u. AU-P09) - auch unter
Berücksichtigung der gebotenen Gleich-behandlung hinsichtlich Baulanderweiterungen und -
reduktionen sowie Dichtefestlegungen -einzugehen und stellen Ausführungen w\e„die
Aufsichtsbehörde hat kein Problem hinsichtlich der Nachvollziehbarkeit erkannt", „ [...] die
Nachvollziehbarkeit der Umweltprüfung bestätigt" oder „die Baulandbedarfserhebung wurde
in Abstimmung mit der Aufsichtsbehörde konkretisiert" (vgl. zB EW Nr. AU-P09) keine
hinreichende Behandlung privater Einwendungen dar, zumal derzeit auch nicht
nachvollzogen werden kann, dass hinsichtlich der Baulandbedarfserhebung eine Abstimmung
mit der Aufsichtsbehörde erfolgt ist. Dahingehend wird in der Zusammenschau um rechtliche
Prüfung ersucht und sind aus fachlicher Sicht ergänzende Begründungen für die teilweisen
Nichtstattgaben der oa. Einwendungen nachzuführen.
Der Punkt wird positiv behandelt. Im Wesentlichen handelt es sich dabei in erster Linie um
Konkretisierung der bisherigen Entwicklungsabsichten (bisherige Festlegung war eine relative
Grenze entlang der Straße) zum Teil ohne wesentliche Erweiterung von Potentialen. Zum Teil
wurden diese relativen Grenzen durch absolute Grenzen in entsprechender Lage nunmehr
konkretisiert. Die entsprechend erforderlichen Einwendungsbehandlungen werden
überarbeitet und neu beschlossen.

25. Warum mit Verweis auf die Einwendung der A13 zur Anhörung Nr. 47 „Holzindustrie" beim 11
(35) ua. das Aufschließungserfordernis zur geordneten Verbringung der Oberflächenwässer
entsprechend den bestehenden, ursprünglichen Festlegungen im FWP der Gemeinde
Wettmannstätten nunmehr nicht weiter fortgeführt wird, wird in der
Einwendungsbehandlung durch den Gemeinderat nicht begründet. Dies ist nachzuführen,
allenfalls sind die Aufschließungserfordernisse entsprechend den Festlegungen der
Gemeinde Wettmannstätten zu überarbeiten.

Der Punkt wird positiv behandelt. Das Aufschließungserfordernis „geordnete Oberflächen-
entwässerung auf Grundlage einer wasserbautechnischen Gesamtbetrachtung" wird ergänzt.
Der betroffene Grundeigentümer wird darüber verständigt.
Im Sinne der gebotenen Nachvollziehbarkeit wird auch um Darstellung dieser Änderungen
(der Gemeindegrenze) in den Differenzplänen (ÖEK u. FWP) ersucht.



Der Absatz wird positiv behandelt. Die Darstellung wird zur besseren Nachvollziehbarkeit
überarbeitet.

26. Neufestlegungen von Verkehrsflächen als Parkplatz iVm bestehenden Betrieben im
Industriegebiet (FWP DIFF Nr. 101) werden mit Verweis auf jüngste Entscheidungen der
Gerichte negativ beurteilt, wobei im konkreten Fall ergänzend auf die teilweise Lage im
Bereich der Land-wirtschaftlichen Vorrangzone des REPROs hingewiesen wird.

Der Punkt wird wie folgt behandelt:
Es handelt sich hierbei um den Bereich des neuen Logistikterminals der Fa. Hasslacher. Es
wurde auf Basis der neuen Verkehrsanbindung des Standortes ausgehend vom neuen
Kreisverkehr ein neuer LKW-Terminal in der Nachbargemeinde Wettmannstätten errichtet.
Die Festlegung derVerkehrsfläche erfolgte auf Grundlage der übermittelten sowie
baurechtlich bewilligten Verkehrsplanung. Zur Vermeidung etwaiger Missverständnisse wird
die Ergänzung „P" in den Ergänzungsbeschlussunterlagen nicht fortgeführt.
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27. Bei Aufhebungen von Aufschließungsgebieten sind unter Berücksichtigung der Festlegungen
des FWP 4.00 idgF für die Überführung in vollwertiges Bauland mehrfach vertiefte
Begründungen zu den einzelnen Aufschließungserfordernissen zu ergänzen. Die
Ausführungen „aufgrund der Erfüllung der Aufschließungserfordernisse" sind nicht
hinreichend.

Der Punkt wird positiv behandelt. Eine vertiefte Begründung wird ergänzt. Für das
Grundstück 1098/1 der KG Preding wird aufgrund mangelnder Erfüllung das
Aufschließungsgebiet fortgeführt. Der betroffene Grundeigentümer wird darüber
verständigt.

Weitere Mängel:

28. Im Wortlaut des FWP wird um Prüfung der dort angeführten Geschäftszahl des
Baulandflächenbilanzplanes ersucht.

Der Punkt wird positiv behandelt. Es wird die GZ von RO-603-24/5.00 BLB zu RO-603-24/5.00
BBP abgeändert.

29. Mit Verweis auf den Kataster und die Einwendung AU-P-44 bzw. dem dort beiliegenden
Bescheid der BH zu einer Nichtwaldfeststellung im Sinne des Forstgesetztes ist
augenscheinlich für Teilflächen der Grundstücke 1189/3, 1190 udgl. KG Preding die
Ersichtlichmachung „Wald" in diesem Bereich richtig zu stellen.

Der Punkt wird positiv behandelt. Die Ersichtlichmachung „Wald" wird richtgestellt.
30. Zu § 5 „zeitlich folgende Nutzungen": Es ist derzeit teilweise nicht ausreichend klargestellt,

wann konkret die „Aufgabe" der vorangehenden Nutzung eintritt. Die Erläuterungen sind
diesbezüglich zu vertiefen (zB Abbau sämtlicher baulicher Anlagen, Auflassung iSd GewO
1994 udgl.).

Der Punkt wird positiv behandelt. Der Erläuterungsbericht wird überarbeitet.



31. Entsprechend der Behandlung der Einwendung der A13 zur Anhörung 02 ist die Abgrenzung
des Sanierungsgebietes „Immissionen" im Bereich der ua. Grundstücke 604/5 der KG Preding
anzupassen. Dies ist augenscheinlich nicht erfolgt.

Der Punkt wird positiv behandelt und für die geringfügige Teilfläche die Ersichtlichmachung
Sanierungsgebiet ergänzt.

32. Die Behandlung der Einwendung der A13 zur Anhörung Nr. 21 „Festlegung einer
kleinflächigen Verkehrsfläche im Bereich des Friedhofes" ist fachlich nicht nachvollziehbar. In
dieser wird auf einen baulichen Entwicklungsbereich für Industrie/Gewerbe Bezug
genommen, der im konkreten Fall augenscheinlich nicht relevant ist. Eine Prüfung ist
erforderlich.

Der Punkt wird positiv behandelt. Die Einwendungsbehandlung wurde überprüft und wurde
festgestellt, dass es sich hierbei um den falschen Bezug zur Stellungnahme handelt. Die
Einwendungsbehandlung zu Anhörung Nr. 21 lautet wie folgt: Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen. Geländeveränderungen zur Errichtung einer Verkehrsfläche sind
aufgrund des flachen Grundstückes nicht erforderlich. Darüber hinaus werden die
Parkierungsmöglichkeiten zur Erweiterung der bestehenden Abstellflächen für den Friedhof
von der Gemeinde errichtet. Weitere gestalterische Ausformung liegen daher in der
Verantwortung der Gemeinde und sind Festlegungen nach §26 (2) daher nicht erforderlich.

33. In der Behandlung der Einwendung der A14 zur FWP-Differenz Nr. 23 „Tobis" wird
ausgeführt, dass das Bauland in den Beschlussunterlagen nicht weiter fortgeführt wird. Die
Differenz Nr. 23 blieb jedoch augenscheinlich in den Beschlussunterlagen unverändert,
weshalb eine Prüfung, allenfalls Adaptierung erforderlich ist.

Der Punkt wird positiv behandelt. Dem Änderungsgesuch wurde kurzfristig vor Endbeschluss
vom Gemeinderat stattgegeben. Entsprechend der Stellungnahme der A14 wird daher
ergänzend auf die Gefährdung hingewiesen und wird darüber hinaus ein
Aufschließungsgebiet mit dem Aufschließungserfordernis „geordnete Oberflächenen-
twässerung und Verbringung von Oberflächenwässer auf Grundlage einer wasserbau-
technischen Gesamtbetrachtung" ergänzt. Der betroffene Grundeigentümer wird darüber
verständigt.
Die Festlegung von Sanierungsgebieten Lärm in Industrie- und Gewerbegebieten entlang der
Landesstraßen (siehe Plandarstellung) ist nicht nachvollziehbar.
Der Punkt wird positiv behandelt und die Ersichtlichmachung des Sanierungsgebietes
entfernt.

34. Beim Aufschließungsgebiet Nr. 24 im Wortlaut wird um Prüfung der dort angeführten
Grundstücke ersucht.

Der Punkt wird positiv behandelt, das Grundstück 1065 der KG Preding wird gem. der
Plandarstellung ergänzt.

35. In § 7 ist bei der zeitlichen Folgenutzung Industriegebiet 2 [12] eine Richtigstellung
erforderlich.

Der Punkt wird positiv behandelt und [11] in [12] richtiggestellt.
36. In § 11 (2) ist der Absatz 3 - auch aufgrund des fehlenden Regelungsinhaltes - in

Erläuterungen zu verschieben.

die

Der Punkt wird positiv behandelt. Der Punkt wird ersatzlos gestrichen.
37. Im Erläuterungsbericht auf Seite 47 ist bei den „Grundlagen für die Neuerstellung" bei der

Örtlichen Raumplanung auf die Beschlussfassung des ÖEKs 5.00 abzustellen.

Der Punkt wird positiv behandelt und der redaktionelle Mangel behoben.
38. Bei den Tierhaltungsbetrieben auf Seite 62 ist im Text (mit Verweis auf die nachfolgende

Tabelle) die Anzahl der Betriebe G>20 zu überprüfen.



Der Punkt wird positiv behandelt und der redaktionelle Mangel behoben.
39. In § 2 (Umfang und Inhalt) FWP wird dem § 25 (3) StROG 2010 widersprechend der

Erläuterungsbericht als Teil des Flächenwidmungsplans angeführt.

Der Punkt wird positiv behandelt und der §2 richtiggestellt. .

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, die durch das Amt der Steiermärkischen
Landesregierung festgestellten Mängel entsprechend vorangegangener Stellungnahme zu
behandeln.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 2 b) Ergänzende Beschlussfassung über Einwendungen

Ein^vendungs-
behandlung

Ergänzungsbeschluss
vom 14.02.2023
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Marktgemeinde Preding
Revision zum Örtlichen Entwicklungskonzept und Flächenwidmungsplan 5.00
Schriftliche Beantwortung der Einwendungen im Rahmen der öffentlichen Auflage

Einwendung im Rahmen der Auflage vom 31.05.2021

Einwendung
Teilraum H: Wieselsdorf-Bahnhof
Die Umwidmung von landwirtschaftlicher Nutzfläche in Bauland wird beeinsprucht. Es betrifft folgende
Grundstücke: KG 61079/ GSt.Nr. 181/72, 181/59 und 181/170. Auf Grundstück 181/170 steht ein Haus im
Freiland -> eine Umwidmung hierzu ist nicht mehr notwendig.

Der Bestand zw. Wieselsdorfer Straße und der Ringstraße soll aufgefüllt und als Baulandreserve genutzt werden.
Die Ringstraße im südlichen Bereich ist die ideale Grenze zwischen Bauland und Freiland. Es ist nicht
notwendig, südlich der Ringstraße einen gewissen Teil in Bauland umzuwidmen.

Begründung
l. Landwirtschaftliche Nutzfläche soll auch weiterhin von der Landwirtschaft genutzt werden.
2. Der Entwicklungsplan 4.00 sollfortgeführt werden. Eine Erweiterung im Süden ist nicht sinnvoll bzw.
notwendig, da dieses Gebiet als reine landwirtschaftlich genutzte Fläche mit gut geeigneten Böden ausgewiesen
ist.
3. Eine Rücknahme im Westen/nördlich kann nicht nachvollzogen werden, da es Interesse für Bebauung (sogar
von Familienangehörigen) gibt.
4. Eine absolute siedlungspolitische Entwicklungsgrenze besteht im Süden derzeit mit der Ringstraße -> nach
Umwidmung südlich von der Ringstraße ist keine Entwicklungsgrenze mehr gegeben.
5. Die Bearbeitung der landwirtschaftlichen Felder verursachen Länn, Staub und Straßen Verschmutzungen) diese
Arbeit wird durch ein eventuell angrenzendes Bauland (von den zukünftigen Bewohnern) massiv erschwert.
6. Landwirte haben keine Möglichkeit mehr, sich zu vergrößern, wenn gute landwirtschaftliche Nutzfläche in
Bauland umgewidmet wird. Die Sicherung und Erhaltung der landwirtschaftlichen Voll- und
Nebenerwerbsbetriebe und Betriebsstätten ist dadurch gefährdet.
7. Die Sicherung der Landwirtschaft und der Nahrungsproduktion wird durch diese Umwidmung geschwächt, da
gut geeignete Böden der Landwirtschaft nicht mehr zur Verfügung stehen.
8. Die zukünftige Lebensqualität der bestehenden Bevölkerung wird durch vermehrtes Zubauen von
Landwirtschaftsflächen beeinträchtigt.
9. Geordnete Entwicklung der Baugebiete, insbesondere entlang der Landesstraßen und an den Ortsrändem
sollweiterverfolgt werden. Die Ringstraße ist keine Landesstraße.
10. Es ist nicht nachvollziehbar, dass Investoren billig zu landwirtschaftlich genutzten Flächen kommen und mit
höchstmöglichem Ertrag weitervermarkten. Für die Bevölkerung von Preding/Wieselsdorf (bzw. deren Kindern)
wird eine Ansiedelung insofern erschwert, da gewisse Umwidmungen zur Eigennutzung nicht durchgeführt
werden kann, weil Großflächen zuvor für kommerzielle Zwecke umgewidmet wurden.
11. Das Orts- und Landschaftsbild soll als Dorfgebiet erhalten bleiben.

Gemeinderatsbeschluss vom 08.03.2022 & 12.07.2022
bzw. 14.02.2023
Die Einwendung wü-d teilweise stattgegeben. Es erfolgt eine Reduktion des Baulandes.
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Gem. §42 Stmk. ROG 2010 idgF sind das Örtliche Entwicklungskonzept und der Flächenwidmungsplan nach
Maßgabe der räumlichen Entwicklung fortzuführen. Die Marktgemeinde Preding hat sich dynamisch entwickelt
und wird sich auch weiterhin dynamisch entwickeln. Alleine in der Baulandkategorie des „Allgemeinen
Wohngebietes" wurden in den letzten Jahren mehr als 5 ha geordnet und im Sinne der Fortführung der
räumlichen Entwicklung einer Bebauung zugeführt.

Zweck der Revision ist es unter anderem, Bauland in ausreichendem Ausmaß und in geeigneter Lage zu
entwickeln, dies unter Berücksichtigung von Entwicklungsprioritäten. Aufgrund der Lage an der S-Bahn-Station
ist das Gebiet „WieselsdorfBahnhof eines mit mittlerer Priorität. In Abwägung der Randbedingungen hat der
Gemeinderat beschlossen, eine kleinräumige Erweiterung Richtung Süden vorzunehmen.

Die Erweiterung erfolgt darüber hinaus in einem Bereich, in dem bereits im Örtlichen Entwicklungskonzept 4.00
relative Entwicklungsgrenzen festgelegt waren. Relative Entwicklungsgrenzen sind solche, deren Abgrenzung
aus naturräumlichen oder aus siedlungspolitischen Gründen für den gegebenen Zeithorizont nicht präzise
getroffen werden. Dies bedeutet, dass der Gemeinderat zum damaligen Zeitpunkt bereits die Möglichkeit einer
baulichen Weiterentwicklung festgelegt hat.
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Marktgemeinde Preding
Revision zum Örtlichen Entwicklungskonzept und Flächenwidmungsplan 5.00
Schriftliche Beantwortung der Einwendungen im Rahmen der öffentlichen Auflage

Einwendung im Rahmen der Auflage vom 11.06.2021

AU-P-09

Einwendung
nach Einsichtnahme in den Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 sowie des Flächenwidmungsplans
5.0 haben wir (die Eigentümer der Grundstücke 597/1; 597/3; 598, sowie weitere Bürgerinnen und Bürger von
Tobis) mit Unverständnis zur Kenntnis genommen, dass die Marktgemeinde Preding in Zusammenarbeit mit
dem zuständigen Raumplaner beabsichtigt die derzeitigen Freilandgrundstücke 593, 591, 592, 585 und 586 an
der Tobiswaldstraße in Aufschließungsgebiete gem. § 29 (3) Stmk. ROG2010 umzuwidmen und erheben
dagegen fristgerecht unsere Einwendungen.

Widersprüche
1.1 Das geplante Vorhaben der Umwidmung von Freilandgrundstücken in Aufschließungsgebiete gem. § 29 (3)
Stmk. ROG 2010 im Teilraum F steht nicht im Einklang mit zahkeichen im Entwurf des Örtlichen
Entwicklungskonzepts 5.0 Verordnung Erläuterungsbericht | Umweltprüfung und im Regionalen
Entwicklungsprogrammes für die Region Südweststeiermark (REPRO; LGBI. Nr. 88/2016) genannten Zielen:

In §3 (4) Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 - Verordnung wird für Teilraum F als Ziel die
„Erweiterung, Auffüllung und Abrundung des Bestands im Anlassfall" genannt.
Bei der Umwidmung im Teilraum F handelt es sich um keine Auffüllung und Abrundung, sondern ganz klar um
eine Erweiterung und diese steht im Widerspruch zu folgenden Punkten:

§3 (7) Z2 des Regionalen Entwicklungsprogrammes für die Region Südweststeiermark (REPRO;LGBI. Nr.
88/2016), wo ganz klar festgeschrieben steht, dass der „Entwicklung und Verdichtung der Zentren ist gegenüber
der Erweiterung Priorität einzuräumen" ist.

§4 Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 - Verordnung, wo eine „geordnete Entwicklung der
Baugebiete, insbesondere entlang der Landesstraßen und an den Ortsrändem" als Ziel determiniert wird.

Die Unterzeichner dieser Einwendungen sehen im vorliegenden Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzepts
5.0 sowie des Flächenwidmungsplans 5.0 eine Abkehr von einer geordneten Entwicklung am Ortsrand. 2015
wurde von den Eigentümern des Grundstücks 597/3 ein Bauansuchen gestellt, entlang der westlichen
Grundgrenze zum Grundstück 593, eine Stützmauer zu errichten. Im Zusammenhang mit diesem Bauansuchen
wurden sie in Kenntnis gesetzt, dass es sich von der Tobiswaldstraße kommend, um die Ortseinfahrt zu Tobis
handle und in diesem Bereich aus Ortsbildgründen eine Stützmauer, in der beabsichtigten Höhe von 1,9m, nicht
zulässig sei. Sie wurden zu einer Umplanung dahingehend aufgefordert, die Mauer abzutreppen und zu begrünen
damit ein harmonischer Übergang, vom Bauland zum Freiland, gewährleistet sei. Einige Jahre danach ist das
kein Thema mehr, da nun, aufgrund von drängenden Interessenten, in diesem Bereich eine Ortserweiterung
möglich erscheint und laut dem vorliegenden Flächenwidmungsplanentwurf auch ins Auge gefasst wird.

Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 - Erläuterungsbericht / Sachbereiche, Seite 44, wo für
Teilräume mittlerer bzw. geringer Priorität bauliche Entwicklungen nur eingeschränkt und vorwiegend zur
Abrundung und Auffüllung des Bestands angestrebt werden sollen. Teilraum F wird im Entwurf des Örtlichen
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Entwicklungskonzepts 5.0 als Teilraum mittlerer Priorität eingestuft und soll damit keiner Erweiterung
unterliegen.

Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 Erläuterungsbericht / Sachbereiche, Seite 48, wo ganz klar
formuliert wird, dass der Tendenz zur Zersiedelung in Außenlagen entgegengewirkt werden soll.

Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 Erläuterungsbericht / Sachbereiche, Seite 55: Hier wird die
bestmögliche Reduzierung des Individualverkehrs als Zielsetzung angeflüirt. Mit der Erweitemng des
Siedlungsgebietes im Teilraum F wird zwingend eine Erhöhung des Individualverkehrs einhergehen, da keinerlei
infrastrukturelle Gegebenheiten, weder Versorgungs- und Einzugsbereiche der technischen Infrastruktur noch
öffentliche Verkehrsmittel fußläufig erreichbar sind.

1.2 Wie die in §3 (4) des Entwurfs des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 - Verordnung als Zielsetzung
genannte Strukturemeuerung und Wohnumfeldverbesserung mit der konkreten Erweiterung des
Siedlungsgebietes bei einer zulässigen Wohnbaudichte von 0,4 einhergehen kann, ist nicht nachvollziehbar.
Das bestehende Wohnumfeld wird weder verbessert noch kann es oder auch die angrenzenden Ackerflächen und
der Wald in irgendeiner Art von einer Strukturemeuerung profitieren.

1.3 Der Flächenwidmungsplan 5.0 | Entwurf- Blatt Süd im Maßstab 1:5.000 zeigt eine andere Darstellung des
Teih-aums F als die auf Seite 142 des Entwurfs des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 enthaltene Grafik.

1.4 Im Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 -1 Strategische Umweltprüfüng Seite 142 wird
festgehalten, dass die beantragten Gmndstücksflächen derzeit landwirtschaftlich genutzt sind, wobei diese
aufgrund der Lage im Anschluss an das Wohngebiet langfristig nur eingeschränkt nutzbar sind.
Dieser Aussage der langfristig eingeschränkten Nutzung wird widersprochen, da die gegenständlichen Flächen
mit allen anderen landwirtschaftlichen Flächen in der KG Tobis hinsichtlich Lage und Bodenqualität und damit
Ertrag vergleichbar sind. Diese Flächen können durchaus weiterhin als ertragreiche Ackerböden wie bisher
genutzt werden. Die kleinflächigen Äcker werden von den Grundstückeigentümem bzw. Pächtern nicht durch
Monokulturen bewirtschaftet, sondern entsprechend der ortsüblichen Fruchtfolge. Eine im Entwurf des Örtlichen
Entwicklungskonzepts 5.0 dargelegte langfristig eingeschränkte Nutzung als Ackerflächen entspricht nicht den
Tatsachen. Landwülschaftlich genutzte Flächen sind auch für die Arterhaltung der Bienen extrem wichtig und
dafür wurden einige Bienenwiegen aufgestellt.

2. Wohnbaulandbedarfsberechnung für Preding
Gemäß §2 Abs. 6 Ziffer l Regionales Entwicklungsprogramm für die Region Südweststeiermark (REPRO;
LGBI. Nr. 88/2016) muss die Wohnbaulandbedarfsrechnung auf Basis der aktuell verfügbaren
Bevölkemngsprognose erfolgen. Im vorliegenden Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzeptes 5.0 wird die
Wohnbaulandbedarfsberechnung auf das geplante Bevölkerungswachstum in Preding gestützt. Mit Stand
1.1.2021 verzeichnete die Marktgemeinde Preding 1.816 Einwohnern und für 2033 wird mit einer
Einwohnerzahl von ca. 2.080 Personen gerechnet. Im gesamten Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzeptes
5.0 wird nicht klar dargestellt auf welcher Bevölkerungsprognose diese Berechnung konkret bemht.

Es wird lediglich ausgeführt, dass diese 2.080 Einwohner aufgrund „der Dynamik der letzten Jahre" als Basis der
weiterführenden Berechnungen herangezogen werden. Auf Seite 79 des Entwurfs des Örtlichen
Entwicklungskonzeptes 5.0 wird auf eine ÖROK Prognose, die grundsätzlich in Einklang mit den Ergebnissen
der Regionalen Bevölkerungsprognose Steiermark 2015/16 der Landesstatistik Steiermark beruht und auch
Prognosen für die Entwicklung auf Gemeindeebene enthält, verwiesen. Dieser zufolge wird die
„Bevölkerungszahl der Marktgemeinde Preding bis 2030 einen Zuwachs von 3 % (absolut +52 Personen)
verzeichnen".

Einerseits gilt es hier anzumerken, dass hier höchstwahrscheinlich ein jährlicher Zuwachs gemeint ist und
andererseits, dass diese Bevölkerungsprognose rein rechnerisch nicht die Grundlage für die erwarteten 2.080
Einwohner in Preding im Jahr 2033 bilden kann. Die Unterzeichner dieser Einwendungen ersuchen um eine
Ergänzung des vorliegenden Entwurfs des Örtlichen Entwicklungskonzeptes 5.0 um eine detaillierte und
nachvollziehbare Darstellung der verfügbaren Bevölkerungsprognose für Preding, mit der die Wohnbau
Bedarfsprognose für Preding untermauert werden kann.

3. Differenzplan
Im Leitfaden 2.0 Örtliches Entwicklungskonzept
(https://www.verwaltung.steiermark.at/cms/dokumente/l 1682131 79305527/c5b8b0b3/2.0 Leitfaden
Gesamt.pdf) wird unter Punkt 3.1 „Der rote Faden der Planung - Veränderungen im Vergleich" folgendes
festgehalten:
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„Ändemngen von Plänen und Programmen müssen im Sinne der Rechtssicherheit dokumentiert unbegründet
werden. Daher sind die Erstellung eines Differenzplanes und die Evaluiemng der bisherigen Ziele und
Maßnahmen der Ortsplanung erforderlich. Im Differenzplan wü'd der Entwicklungsplan der vorangegangenen
Planungsperiode, mit dem neuen Entwicklungsplan verglichen. Die Differenzen werden in einem Plan
dargestellt. Die Darstellung der Änderungen zwischen „alter" und „neuer" Planung macht die Entwicklung einer
Gemeinde über die Zeit sichtbar und ist daher ein wertvolles Instrument für die Bürgerbeteiligung. Dieser
Differenzplan ist aber auch eine wesentliche Gmndlage für die Prüfung der Umwelterheblichkeit der neuen
Planung.
Die Überprüfung und Evaluierung der Ziele und Maßnahmen zeigt auf, welche Ziele und Maßnahmen umgesetzt
wurden, welche für die Gemeinde noch bzw. welche nicht mehr relevant sind. Zweckmäßig ist eine tabellarische
Zusammenfassung."

D.h. der Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 sollte einen Differenzplan und eine Evaluierung der
bisherigen Ziele und Maßnahmen in Form einer tabellarischen Zusammenfassung enthalten. Im vorliegenden
Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 wird auf den Seiten 43, 109, 170 zwar auf den Differenzplan
verwiesen, wo dieser aufliegt bleibt unklar, und es ist keine Evaluierung der Ziele und Maßnahmen enthalten.
Die Unterzeichner dieser Einwendungen ersuchen um eine Ergänzung des vorliegenden Entwurfs des Örtlichen
Entwicklungskonzeptes 5.0 um eme aussagekräftige Darstellung der (hoffentlich als Vorbereitung auf die neue
Planungsperiode) durchgeführten Ubeqirüfung und Evaluierung der Ziele und Maßnahmen in der
Vergangenheit.

4. Bebauungsdichte Teikaum F
Im Entwurf des FWP 5.0 wird auf Seite 28 die Bebauungsdichte für Tobiswaldstraße (Grundstücke 586 Tfl, 592
Tfl, 593 Tfl.; 591:585) mit 0,2 - 0,4 festgelegt. Für ähnliche Grundstücke nämlich Tobisstraße (Grundstücke 356
Tfl, 357 Tfl., 358/2 TH,353 Tfl, 352 Tfl, 351 Tfl,132/2, 344 Tfl, 343 Tfl, 340) und Tobisweg (Grundstücke
378/1, 377, 376, 369) wird die Bebauungsdichte jedoch mit 0,2 bis 0,3 festgelegt, was eher dem bisher
ortsüblichen Maß in der Marktgemeinde Preding und auch der Bebauungsdichte der unmittelbar angrenzenden
Grundstücke (597/1, 597/2, 597/3) entspricht.
Die Unterzeichner dieser Einwendungen ersuchen um eine Erläuterung dieser Differenzierung innerhalb der KG
Tobis bei ähnlichen Grundstücken bzw. um Änderung der Bebauungsdichte auf max. 0,3 für die Grundstücke
586 Tfl, 592 Tfl, 593 Tfl.; 591; 585) im vorliegenden Entwurf des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 sowie
des Flächenwidmungsplans 5.0.

Die Unterzeichner dieser Einwendungen möchten die Gemeindevertreter daran erinnern, dass m Österreich
täglich rd. 13 Hektar Grünland in Bauland umgewidmet werden, und dass Bund, Länder und Gemeinden zu
bereits in Gesetzen, Verordnungen und Strategien festgelegten Zielsetzung einer Reduktion der verbauten
Flächen durch Umsetzung von konkreten Maßnahmen einen Beitrag (und sei er auch noch so klein) leisten
können und sollen.

Es ergeht das dringende Ersuchen an die gesamte Gemeindevertretung nicht den Einzelinteressen von
Eigentümern am Ortsrand liegender Grundstücke den Weg zu ebnen, sondern den vorliegenden Entwurf des
Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 sowie des Flächenwidmungsplans 5.0 dahingehend abzuändern, dass einer
ungeregelten und unstrukturierten Siedlungsentwicklung (Bebauung) außerhalb der Grenzen bestehender
Verbauungen in Tobis nicht erfolgen kann.
Mit Unterstützung der Raumplanung und des Landes sollte es Preding möglich sein den Fokus zukunftsorientiert
auf die Erhaltung der Randzonen, die Verdichtung des Ortsgebietes und der Kemzone bzw. Nachverdichtung
bestehender Siedlungen zu setzen und schon heute eine zukunftsfähige Raumordnung mit klaren
Siedlungsgrenzen in Preding beispielhaft vorzuleben.
Wir ersuchen daher die Gemeindevertreter um Berücksichtigung unserer Einwendungen und Veranlassung einer
Abänderung sowie Korrektur des vorliegenden Entwurfs des Örtlichen Entwicklungskonzepts 5.0 sowie des
Flächenwidmungsplans 5.0 vor Fassung des Endbeschlusses§ 24 (6) Stmk. ROG 2010 und Vorlage beim Amt
der Stmk. Landesregierung§ 24 (9) Stmk. ROG 2010.

vom 08.03.2022 undGemeinderatsbeschluss
14.02.2023
Die Einwendung wird zur Kenntais genommen und wie folgt behandelt:

Gem. §42 Stmk. ROG 2010 idgF sind das Örtliche Entwicklungskonzept und der Flächenwidmungsplan nach
Maßgabe der räumlichen Entwicklung fortzuführen. Die Marktgemeinde Preding hat sich dynamisch entwickelt
und wird sich auch weiterhin dynamisch entwickeln. Alleine in der Baulandkategorie des „Allgemeinen
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Wohngebietes" wurden in den letzten Jahren mehr als 5 ha geordnet und im Sinne der Fortführung der
räumlichen Entwicklung einer Bebauung zugeführt.

Zweck der Revision ist es unter anderem, Bauland in ausreichendem Ausmaß und m geeigneter Lage zu
entwickeln, dies unter Berücksichtigung von Entwicklungsprioritäten. Tobis ist neben dem Hauptort Preding das
größte zusammenhängende Siedlungsgebiet der Gemeinde und daher als Gebiet mit mittlerer
Entwicklungspriorität eingestuft. In Tobis wurde seit Rechtskraft des Flächenwidmungsplanes 4.00 eine
konstante bauliche Entwicklung ergeben (zB BPL Brunner), mit der sich eine auch davor bereits bestehende
konstante bauliche Entwicklung (zB BPL Tobis Süd) sinnfällig und geordnet fortgesetzt hat.

Im Sinne des Raumordnungszieles zur Entwicklung des Siedlungsstruktur nach dem Prinzip der gestreuten
Schwerpunktbildung (Dezentrale Konzentration) nach §3 (2) ZI lit. a Stmk. ROG 2010 idgF und unter strikter
Beachtung der Raumordnungsgrundsätze trifft der Gemeinderat die beanstandete Festlegung. Unter einem darf
darauf hingewiesen werden, dass weder seitens der Aufsichtsbehörde noch seitens des Referates für Bautechnik
und Gestaltung beim Amt der Stmk. Landesregierung noch seitens der Umweltanwaltschaft ein Einwand gegen
die beabsichtigte Festlegung erfolgt ist.

Die Erweiterung erfolgt darüber hinaus in einem Bereich, in dem bereits im Örtlichen Entwicklungskonzept 4.00
relative Entwicklungsgrenzen festgelegt waren. Relative Entwicklungsgrenzen smd solche, deren Abgrenzung
aus naturräumlichen oder aus siedlungspolitischen Gründen für den gegebenen Zeithorizont nicht präzise
getroffen werden. Dies bedeutet, dass der Gemeinderat zum damaligen Zeitpunkt bereits die Möglichkeit einer
baulichen Weiterentwicklung festgelegt hat.

In Abwägung der hier konkret gegebenen Planungsvoraussetzungen sowie der bereits im ÖEP 4.00 festgelegten
relativen Entwicklungsgrenzen hat der Gemeinderat beschlossen, eine Erweitemng Richtung Westen
vorzunehmen. Um eine geordnete Entwicklung sicherzustellen, wird das Erfordernis zur Erstellung eines
Bebauungsplanes festgelegt. Im Bebauungsplan werden unter anderem die Bauformen, die Höhenentwicklung
und die Sichtbeziehungen geregelt werden.

Zu den aufgeworfenen Fragestellungen:

Zu l. l Der Teilraum Tobis wird im Südosten, Süden und Westen von landwirtschaftlichen Vorrangzonen gem.
Regionalem Entwicklungsprogramm (REPRO) limitiert. Übermäßige Baulanderweiterungen sind daher bereits
auf Ebene der Regionalplanung ausgeschlossen.

Zu §3 (4): Die Erweiterung des Bestandes ist als Zielsetzung im ÖEK festgelegt.

Zu § (7) Z2: Es wird auf die oa. Ausfühmngen zum Raumordnungsziel der dezentralen Konzentration verwiesen.

Zu §4 Es handelt sich um eine geordnete Entwicklung am Ortsrand und nicht um eine „Zersiedelung in
Außenlage". Bauverfahren sind nicht Gegenstand von Raumordnungsverfahren. Änderungen im Bereich der
Mobilität sind Gegenstand landes- und bundesweiter Planungen. Preding wird dabei ua. besser an das zukünftig
elektrifizierte S-Bahn-Netz angeschlossen werden. Der Standort ist ca. 2km von BahnhofPreding-Wieselsdorf
entfernt. Für den sogenannten „letzten Kilometer" werden außerhalb von qualifiziert eingeordneten Zentren
umweltgerechte Individualverkehrslösungen (Fuß, Rad, E-Bike, E-Auto) forciert.

Zu 1.2: Für Dorfgebiete und Wohnbauland legt die Bebauungsdichteverordnung seit 1993 ein Mindestmaß von
0,2 fest. Damit ist um ein Minimum an Dispositionsfreiheit zu gewährleisten die obere Grenze der
Bebauungsdichte mit einem Minimum von 0,3 oder - m neu zu bebauenden Einfamilienhausgebieten
üblicherweise mit mindestens 0,4 festzulegen. In Tobis sind die maximal zulässigen Dichten abhängig von der
Struktur des Ortsteiles mit Werten von 0,3 bis 0,5 in einem sehr gering verdichteten Rahmen festgelegt. Im
Sinne der Raumordnungsgrundsätze ist für unbebaute Neubaugebiete zumindest eine maßvolle Verdichtung, in
diesem Fall von 0,4 anzustreben. Es kann hier nicht erkannt werden, worin nachbarliche Bedenken bestehen
sollen, zumal über diese sehr maßvolle Festlegung hinaus noch durch Bebauungsplanung eme geordnete
Siedlungsentwicklung sichergestellt wird.

Zu 1.3: Die unterschiedlichen Darstellungen ergeben sich aufgrund unterschiedlicher Pläne. Im
Flächenwidmungsplan wird die Widmung am Grundstück dargestellt; im Örtlichen Entwicklungsplan wird die
Entwicklungsabsicht auf einem Luftbild (und daher auch nicht grundstücksscharf) dargelegt.

Zu 1.4: Die Flächen sind hinsichtlich ihrer Wertigkeit des Ackerlandes gem. Ebod-Karte mittel- bis geringwertig
eingestuft. Die Umweltanwaltschafit und die Aufsichtsbehörde haben die Nachvollziehbarkeit der
Umweltprüfung geprüft und bestätigt.
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Zu 1.5: Die Baulandbedarfserhebung wurde in Abstimmung mit der Aufsichtsbehörde konkretisiert.

Zu Differenzplan:
Der Differenzplan ist nicht Bestandteil der Verordnung und entspricht der Planzeichenverordnung und den
Dokumentationsverpflichtungen des Raumordnungsgesetzes.

Zur Bebauungsdichte:
Die Bebauungsdichte von 0,4 in einem bisher unbebauten Gebiet erfolgt im Sinne der anzustrebenden sparsamen
Nutzung des Baulandes (Raumordnungsgmndsatz Nr. l und 2) in Form einer maßvollen Überzonung. Die
Verteilung der Bauvolumina wird mit emem Bebauungsplan genauer geregelt werden, sodass auch bei dieser
maßvollen Verdichtungsmaßnahme die Eüifügung in die Struktur des Siedlungsraumes Tobis und in das
Straßen-, Orts- und Landschaftsbild jedenfalls sichergestellt werden kann. Die Überzonung ist im Übrigen eine
konkrete Maßnahme die einen Beitrag (und sei er auch noch so klein) zur Reduktion der verbauten Flächen
leistet.
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Briefkopf der Gemeinde

Martina und Reinhard Steyer

GZ . 1 l Nr.

Marktgemeinde Preding
Betreff | Revision zum Örtlichen Entwicklungskonzept und Flächenwidmungsplan 5.00

i Schriftliche Beantwortung der Einwendungen im Rahmen der öffentlichen Auflage

Bezug l Einwendung im Rahmen der Auflage vom 28.06.2021

AU-P-41

Einwendung
Zur Auflage des ÖEK möchten wir folgende Einwendung bekannt geben mit der höflichen Bitte um
Berücksichtigung:

Im Bereich der Koralmblick Straße ist westlich der Häuserzeile ein in Richtung Westen bis in den Nahbereich
des Schmiedbach reichendes Bauland vorgeschlagen. Dieser Bereich wird von natürlichen Abto-eppungen
landwirtschaftlicher Flächen geprägt. Die erste Abtreppung liegt bis zu ca. 5m unterhalb der angrenzenden
Niveaus der bestehenden Häuserzeile. Die Breite dieser ersten Abtreppung beträgt ca. 14m bis 15m vom
Böschungsfüß im Osten zum Böschungskopfim Westen. Der Niveauunterschied zur nächsten Abtreppung
beträgt weitere ca. 5m, welche schließlich in verlaufender Neigung zum Schmiedbach ausläuft.

Die im Bereich der Koralmblick Straße ortsbildgerechte Bebauung bzw. deren Grundstücke (siehe bestehenden
und konsumierten Bebauungsplan 14 „Sundl-Walter") beträgt in der Breite (Ost-West) zwischen 25 und 35m
zuzüglich der Verkehrserschließung (öffentliches Gut) im Ausmaß von ca. 6m. Die „Systembreite" (Bauland
inkl. Verkehrserschließung) beträgt daher gesamt mind. ca. 31m für eine Häuserzeile. Geländeveränderungen
sind nahezu im gesamten Bebauungsplangebiet mit Im zum natürlichen Gelände begrenzt.

Anhand dieser naturräumlichen Einschränkungen ist mit erheblichen Geländeveränderungen bzw. einer
ortsunüblichen Bebauung zu rechnen (Systembreite max. 15m, siehe oben). Wir schlagen daher die Aufnahme
einer absoluten naturräumlichen Grenze an der derzeitigen westlichen Baulandgrenze (It. FläWi-Entwurf) vor.

vom 08.03.2022 undGemeinderatsbeschluss
14.02.2023
Die Einwendung wird zur Kenntnis genommen jedoch mit folgender Begründung abgewiesen. Das
Baulandpotential wird unverändert fortgeführt, dabei wird aufgrund weiterer Einwendungen im ggst. Bereich
werden durchgehend absolute Entwicklungsgrenzen festgelegt.

Weiters erfolgt im Örtlichen Entwicklungsplan für den gesamten Bereich des Schmiedbaches die Festlegung
einer Symbolgrafik. Diese weist darauf hin, dass auf Ebene des Flächenwidmungsplanes bei zukünftigen
Widmungen die Böschungskante des Schmiedbaches zu Vermessung ist und die geltenden Bestimmungen des
Sachprogramm Hochwasserschutz bzw. REPRO anzuwenden sind. Dies bedeutet insbesondere, dass
entsprechende Flächen langfi-istig von Bebauung freizuhalten sind und somit auch die Naherholungsfunktion
bestmöglich erhalten bleibt.

Etwaige Hochwasserabflussbereiche sind bei konkreten Bau- und Planungsabsichten zu untersuchen und ist bei
Bedarf als Aufschließungserfordemis die Umsetzung von Hochwasserschutzmaßnahmen festzulegen.
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Briefl<opf der Gemeinde

Amt der Stmk. Landesregierung
Abteilung 13 - Umwelt und Raumordnung
Örtliche Raumplanung
Stempfergasse 7
8010 Graz

GZ

Betreff

Bezug

] ABT13-166665/2021-18 Nr. AH-Ö-01

l Örtliches Entwicklungskonzept und Flächenwidmungsplan 5.00 der Marktgemeinde Preding.
i Schriftliche Beantwortung der Einwendung im Rahmen der Anhörung.

Einwendung zur Anhörung vom 25.10.2021

Einwendung
Nach fachlicher Prüfung wird zu den übennittelten Anhörungsfällen wie folgt Stellung genommen bzw. werden
folgende Einwendungen bekanntgegeben:

Zu AH 21: Es besteht aus fachlicher Sicht kein grundsätzlicher Einwand zur nun geplanten Festlegung einer
kleinflächigen Verkehrsfläche. Aufgrund der hervortretenden Lage in unmittelbarem Anschluss an die
Landesstraße wird darauf hingewiesen, dass nunmehr gemäß § 26 (2) StROG 2010 idgF die Möglichkeit besteht,
verbindliche Festlegungen ua. zur Freiraumgestaltung (Bepflanzung) und zu Geländeverändemngen im Wortlaut
des Flächenwidmungsplanes vorzunehmen, um die qualitätvolle Gestaltung des Parkplatzes sicher zu stellen.

Gemeinderatsbeschluss vom 08.03.2022 und
14.02.2023
Zu AH 21: Die Stellungnahme bzw. der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, jedoch mit folgender
Begründung abgewiesen. Geländeveränderungen zur Errichtung einer Verkehrsfläche sind aufgrund des flachen
Grundstückes nicht erforderlich. Darüber hinaus werden die Parkierungsmöglichkeiten zur Erweiterung der
bestehenden Abstellflächen für den Friedhofvon der Gemeinde errichtet. Weitere gestalterische Ausformung
obliegen der Gemeinde als Bauwerberin und sind Festlegungen nach §26 (2) daher nicht erforderlich.

Herr GR Langmann fragt an, ob Herr DI Reissner die Bebauungsdicht erläutern köimte. Herr
DI Reissner erklärt daraufhin welche Auswirkungen die Festlegung der Bebauungsdichte im
Bebauungsplan hat und wie diese im Zuge des Bauverfahrens berechnet wird.
Auf die Anfrage von Herrn GK Stangl wird die Definition der Bmttogeschoßfläche erläutert.

Herr GR Gurt stellt die Frage ob er Befangen sei, da eine Einwendungsbehandlung die
Grundstücke seiner Familie betrifft. Dies wird vom Gemeinderat verneint, da es sich um einen
Gesamtbeschluss handelt und fast jeder Gemeinderat in der einen oder anderen Form
betroffen ist.

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag, die eingebrachten Einwendungen und Stellungnahmen
in der vorgebrachten Form zu beschließen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.
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zu TOP 2 c) Ergänzende Beschlussfassung über das Örtliche Entwicklungskonzept
5.00 (ÖEK) gemäß § 24 (6) Stmk. ROG 2010

Herr DI Reissner berichtet auf Ersuchen des Bürgermeisters, dass die im vorangegangenen
Tagesordnungspunkt vorgetragenen und beschlossenen Änderungen hier eingearbeitet wurden
und das OEK 5.00 und anschließend der FWP 5.00 daher so geändert neu endzubeschließen
sind.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, der Gemeinderat möge, wie vorgetragen, den
ergänzenden Beschluss über das Örtliche Entwicklungskonzept 5.00 (ÖEK) gem. §24 (6)
Stmk.ROG 2010 fassen.

Die vorliegende Verordnung wird zum integrierenden Bestandteil erklärt (Beilage A).

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 2 d) Ergänzende Beschlussfassung über den Flächenwidmungsplan 5.00 (FWP)
gemäß § 38 (6) Stmk. ROG 2010

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, der Gemeinderat möge wie vorgetragen, den
ergänzenden Beschluss über den Flächenwidmungsplan 5.00 (FWP) gem. §38 (6) Stmk. ROG
2010 fassen.

Die vorliegende Verordnung wird zum integrierenden Bestandteil erklärt (Beilage B).

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Herr GR HR DI Becker spricht dem Büro Interplan ein großes Lob aus.
Herr Bgm. Meixner erklärt, dass es ihm um die vergebene Chance in Klein-Preding noch
immer leid tut, da es Firmen und Familien mit Kindern gibt, die künftig keine Möglichkeit für
eine Baulanderweitemng vorfinden werden. Herr GR HR DI Becker merkt an, dass sich der
GR nichts vorwerfen lassen muss, da man es versucht hätte.

Herr Bgm. Meixner merkt an, dass seitens des eine 4-Wochenfrist für die Abhandlung der
Mängel vorgegeben war.

Herr DI Reissner bedankt sich für die gute Zusammenarbeit und verabschiedet sich.

zu TOP 3. Anbot Kanalreinigung;

Herr Bgm. Meixner berichtet, dass diese Kanalreinigung letztes Jahr eigentlich schon
beschlossen wurde. Jedoch musste eine Kamerabefahrung mitgemacht werden, zu welcher die
Fa. Dietrich damals nicht fähig war. Mittlerweile hat sich die Firma mit einem
Subunternehmen zusammengeschlossen, und bietet nun Kanalreinigungen inkl.
Kamerabefahrung an (WDL).
Die Fa. Saubermacher hat bereits damals den beschlossenen und beauftragten Teil
durchgeführt.
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Aktuell liegen nun zwei Anbote filr die restliche Kanalreinigung vor (WDL GmbH und
Saubermacher). Hr. Pölderl von der Fa. GISquadrat hat beide gegenübergestellt, mit dem
Ergebnis, dass die WDL GmbH mit einem Gesamtpreis von € 45.290,- das günstigere
Angebot abgegeben hat.

Herr Bgm. Meixner berichtet, der WiHo hat nachgeforscht. Herr Koch und Herr Sundl haben
stichprobenmäßig Privatzuleitungen von Oberflächenwasser (Drainage, Dachrinne...)
kontrolliert/beraucht und gewisse Ungereimtheiten festgestellt.
Der WiHo soll diese Kontrollen weiterführen.

Nach kurzer Diskussion einigt sich der Gemeinderat, diesmal an WDL zu vergeben, sodass
man beide Firmen anschließend vergleichen kann (Preis/Leistung).

Herr Bgm. Meixner merkt an, dass hier Fördergelder (3 Jahresprojekt Leitungskataster)
hineinfließen. Die Fa. GIS quadrat zeichnet alle befahrenen Leitungen ein

^1 J HEXAGON Glgl
WDL

Beschreibung
Baustelleneinnchten

HochdruckreliStigung ON < 20Q
TV - Inspektiom < DN 200
Kanaldlchtheitsprüfung L ID b. 200
Inspektion Schächte und Sonderbauwerke
Räiimgut Entsorgen
Regiel el stung Reinigung
ReqlelelsEung TV - Befahrung

Elniheit Menge
pauschal
lfm
kg
5tk
Stk
I
Std
_sid_

EP
i

3.150
9.150

10
250

2

20
20

Kosten EP
€ 800,00

< 1,30
< 1,30

€ 850,00
€ 28.00

< 100.00

< 125,00
€ 125,00

e 80o,oo
€ 11.895,00
€ 11.895,00
€ 8.500,00
e 7.000,00

< 200,00
« 2.500,00
€ 2.500,00

Saubermacher
Kosten

e 650,00
e 1.45
e 1,4s

€ 8SO.OO
€22,00

€ 131,50

€ 142,96
€ 132,75

€ 650,00
613.267.50
€ 13.267,50
€8.500,00
€ 5.500,00

6 263,00
€2.859,20
€ 2.655,00

-l?^f
Kosten/lfm

€45.290,00
€4,95

€ 46.962,20
e 5,13

Hen- Bgm Meixner stellt den Antrag, die Kanalreinigung inkl. Kamerabefahrung an den
günstigeren Anbieter Fa. WDL, lt. Anbot zu einem Preis von € 45.290,- zu vergeben.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 4. Feststellung des Bestbieters für das Darlehen „Mehrkosten Errichtung
Kommunikationszentrum;

Herr Bgm Meixner berichtet, dass beim Anbot in der letzten GR-Sitzung von der Hypo
Vorarlberg der Zinssatz erst ab dem Zeitpunkt der Zuzählung gegolten hätte. Womöglich
hätte die Gemeinde für dieses Darlehen keine aufsichtsbehördliche Genehmigung bekommen.
Er berichtet nun vom Gespräch mit unserer Hausbank (Raiffeisenbank Preding). Folgendes
Anbot konnte hier gelegt werden:

1. Darlehen für die Mehrkosten zur Errichtung des Kommunikationszentrums:

Darlehensbetrag EUR 435,000,00
Laufzeit: 15 Jahre

Inanspruchnahme; 01.07.2023 (kalkulatorisch angesetzt)
Sollzinssatz; Der Soilzinssatz ist mit 3,95% fix bis zum 30.06.2028. danach gebunden an den
6-Monats-Euribor, zuzüglich eines Aufschlages von 0,62%, Das ist auf Basis 6-Monats-Euribor
per 31.01.2023 = 2.988% zuzüglich 0,620%, ergibt 3.608%.
Halbjährliche Rückzahlungsrate beginnend mit 31 .12.2023 beträgt EUR 19.435,14.
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Der Gemeinderat tauscht sich über die Zinsprognosen aus.
Herr Stangl wirft ein, dass man den anwesenden Bankdirektor Herrn Wippel Peter dazu
befragen könnte. Herr Wippel bestätigt, dass die EZB lt. Prognosen im ersten Halbjahr den
Leitzinssatz wahrscheinlich zwei Mal erhöhen wird. Danach wird der Zinssatz wieder fallen
oder gleichbleiben, so vermutet er.
Herr Wippel ist der Meinung, dass es sich hier um ein sehr gutes Angebot handelt. Er merkt
nur an, dass man auf die Bestimmung über die Sondertilgung konkretisieren müsste.
Herr AL Spath berichtet über das Gespräch mit Herrn Dir. Ing. Walch und, dass dieser
versichert hat, dass während der gesamten Laufzeit Sondertilgungen pönalefrei getätigt
werden können und dies auch im Vertrag festgehalten wurde.
Der Gemeinderat ist der Meinung, dass dies nochmals bei Herrn Dir. Ing. Walch hinterfragt
werden muss.

Herr Bgm. Meixner wirft ein, betreffend Gemeindeprüfung sind wir erste GeOrg Gemeinde.
Alle bisher geprüften Gemeinden arbeiten mit K5.
Daher könnte Preding evtl als Schulungsgemeinde von CommUnity gehandhabt werden.

Herr Wippel meldet sich erneut zu Wort und hinterfragt, ob die vorzeitige Tilgung auch
während der Fixzinsphase vereinbart wurde, da dies unüblich ist.
Herr AL Spath bestätigt, dass es sich um eine pönalefreie Rückzahlung während des gesamten
Zeitraumes handelt.

Man diskutiert allgemein, dass „pönalefrei" nicht im Vertrag steht und einigt sich darauf,
eine „Pönalefrei Rückzahlung" schriftlich festhalten zu lassen.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, die Raiffeisenbank Preding als Bestbieter für die
Darlehensgewährung betreffend „Mehrkosten Errichtung Kommunikationszentrum"
festzulegen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 5. Feststellung des Bestbieters für das Darlehen „Mehrkosten Errichtung
Kindergarten;

Herr Bgm. Meixner erklärt, hier gilt dasselbe, wie für TOP 4.

2. Darlehen für die Mehrkosten für die Errichtung Kindergarten:

Darlehensbetrag EUR 661.000,00
Laufzeit: 15 Jahre

Inanspruchnahme; 01.07,2023 (kalkulatorisch angesetzt)
Sollzinssatz, Der Sollzinssatz ist mit 3,95% fix bis zum 30.06.2028, danach gebunden an den
6-Monats-Euribor, zuzüglich eines Aufschlages von 0,62%. Das ist au( Basis 6-Monats-Euribor
per 31.01.2023 = 2,988% zuzüglich 0,620%, ergibt 3,608%.
Halbjährliche Rückzahlungsrate beginnend mit 31.12.2023 beträgt EUR 29.532,48.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, die Raiffeisenbank Preding als Bestbieter für die
Darlehensgewährung betreffend „Mehrkosten Errichtung Kindergarten" festzulegen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.
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zu TOP 6. Beschluss des Darlehensvertrags „Mehrkosten Errichtung Kommunikations-
Zentrum" (Vorhabenscode 1200015);

Zweck und Umfang des Darlehens sind dem Gemeinderat bereits klar. Der vorliegende
Vertrag wurde auf Grund des Vorstandsbeschlusses für die Vergabe des Darlehens
vorbereitet.

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag zur Finanzierung „Mehrkosten Errichtung
Kommunikationszentrum" (Vorhabenscode 1200015) den vorliegenden Darlehensvertrag
mit einer Darlehenssumme von € 435.000,- mit einer Laufzeit von 15 Jahren - Fixzinssatz von
3,95% p.a. für 5 Jahre, variabler Zinssatz (EURIBOR mit Aufschlag von 0,62%) für 10 Jahre
mit der Möglichkeit einer pönalefreien Rückzahlung während der gesamten Laufzeit von der
Raiffeisenbank Preding zu genehmigen. Der vorliegende Vertragsentwurf vom 10.02.2023
samt Tilgungsplan wird als Beilage C zum integrierenden Bestandteil der Verhandlungsschrift
erklärt.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 7. Beschluss Darlehensvertrag „Mehrkosten Errichtung Kindergarten"
(Vorhabenscode 1200009);

Zweck und Umfang des Darlehens sind dem Gemeinderat bereits klar. Der vorliegende
Vertrag wurde auf Grund des Vorstandsbeschlusses für die Vergabe des Darlehens
vorbereitet.

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag zur Finanzierung „Mehrkosten Errichtung
Kindergarten" (Vorhabenscode 1200009) den vorliegenden Darlehensvertrag mit einer
Darlehenssumme von € 661.000,- mit einer Laufzeit von 15 Jahren - Fixzinssatz von 3,95%
p.a. für 5 Jahre, variabler Zinssatz (EURIBOR mit Aufschlag von 0,62%) für 10 Jahre mit der
Möglichkeit einer pönalefreien Rückzahlung während der gesamten Laufzeit von der
Raiffeisenbank Preding zu genehmigen. Der vorliegende Vertragsentwurf vom 10.02.2023
samt Tilgungsplan wird als Beilage D zum integrierenden Bestandteil der
Verhandlungsschrift erklärt.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 8 Erstellung Gemeindezeitung und Social Media Betreuung;

Herr Bgm. Meixner berichtet, dass Fr. Kurre die Gemeindezeitung nicht mehr erstellen kann
(sie erwartet Nachwuch). Daher gab es ein Gespräch mit Herrn Parteder von der Fa.
andoNOW.
Er hat folgendes Anbot gelegt:



35

ANGEBOT NR. 230108

Wir bedanken uns für Ihr Interesse, Gerne unterbreiten wir Ihnen hiermit folgendes Angebot:

Pos. Beieichnung Einzel (€) Gesamt (€)

1 Social Media Betreuung
(Laufzeit 12 Monate)

2 Gemeindezeitung
(4x pro Jahr a'ca. 20 Seiten)

€1.800,00 €21.600,00

€ 40/Seite € 3.200,00

Summe Netto €24.800,00

Umsatzsteuer 20% €4.960,00

Investitionssumme € 29,760,00

Flyer erstellen: € 80,- bis 100,- pro A4 Seite

Herr Bgm. Meixner stellt diesen Punkt zur Diskussion.
Herr GR HR DI Becker, Frau GR Stoiser, Herr GR Langmann sowie Hen- Vzbgm. Steiner
melden sich zu Wort und sind sich einig, dass man nicht einerseits die Förderungen streichen
kann und andererseits solche Ausgaben tätigen kann.

Herr Bgm. Meixner fragt in die Runde, ob jemandem ein Grafiker bekannt ist, der uns
zukünftig die Gemeindezeitung erstellen kaim.
Herr GR Gurt berichtet, dass er mit dem Sohn von Ajtnik Isabella diesbezüglich beim
BGM/AmtsleiterA^orstand melden wird. Er könnte nach einem Erstgespräch ein Anbot legen.
Herr Bgm. Meixner wirft den Sohn von Herrn Holzmann ein. Frau GR Stoiser bestätigt, dass
er die Grafikeriehre gemacht hat.

Herr Vzbgm Steiner stellt den Antrag, das Anbot über die Social Media Betreuung der Fa.
andoNOW abzulehnen

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 9. Fachliche Unterstützung künftige Vertragserrichtungen Pflegewohnhaus und
GGW-Wohnung;

Herr Bgm. Meixner berichtet, dass aufgrund des fehlenden gesetzt. Bestimmungen für den
derzeitig gültigen Mietvertrag für das Pflegewohnhaus mit der Caritas ein neuer Mietvertrag
zu vereinbaren ist. (Die Mietpreise steigen nicht mehr automatisch mit an, so wie es bis vor
kurzem noch war.)
Diesbezüglich wurden Gespräche mit der Rechtsanwaltskanzlei Kaan Cronenberg & Partner
geführt und ein Anbot eingeholt.
Um die Entscheidungsgrundlagen fiir den Gemeinderat, sowie die erforderlichen
wirtschaftlichen Berechnungen vorbereiten zu können, ist die Beauftragung eines
Rechtsvertreters und eines Steuerberaters unbedingt erforderlich.
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Wir verrechnen unsere Leistuiigen nach tatsächlichem Aufwand in zehnininütigen Einheiten auf Basis der folgenden
Stundensätze:

Partner

Rechtsanvvälte

Rechtsanwaltsanwärter

EUR 3 50,00
BUR 320,00
EUR 280,00

Herr Bgm. Meixner berichtet, dass die Fa. Caritas sehr kooperativ ist und selbst an einer
Überarbeitung des Mietvertrags interessiert ist.

Herr GR Tschampa hinterfragt, wamm man nicht auf die Vorlagen der Caritas zurückgreift.
Herr AL Spath gibt zu bedenken, dass die Caritas nicht die Interessen der Gemeinde vertreten
wird.

Der Gemeinderat diskutiert, ob Fr. Mag. Pölz für die Erstellung geeignet wäre.
Herr AL Spath ist der Meinung, dass es sich hierbei um einen sehr speziellen Sachverhalt
handelt, der Spezialisten erfordert. Man findet nur sehr schwer einen Rechtsanwalt, der sich
auf Mietrecht spezialisiert hat. Die Rechtsanwaltskanzlei Kaan Cronenberg & Partner wurde
der Gemeinde empfohlen.
Herr HR GR DI Becker erkundigt sich über die Stundensätze des Steuerberaters Herr Mag.
Urtaler. Herr AL Spath berichtet, dass diese noch nicht vorliegen.
Es wird weiter rege darüber diskutiert.
Herr GR Gutjahr schlägt vor, Herrn Mag. Albrecher auch zu befragen, da dieser die Kanzlei
sicher kennt.
Herr GR Tschampa fragt nach, warum man die Preise berechnen lässt, die im Anschluss so
hoch sein werden, dass die Fa. Caritas diese erst nicht finanzieren kann.
Herr AL Spath erklärt, dass zur Entscheidungsfindung für den Gemeinderat eine juristische
Beratung, sowie eine wirtschaftliche Berechnung unbedingt erforderlich sein wird, da am
Ende der Laufzeit, aus heutiger Sicht, ein Betrag von ca. € 2,9 Mio. an Zinsenzuschüssen an
das Land Steiermark zurückzuzahlen sein wird und nach der letzten Kalkulation die Mittel

nicht zur Verfügung stehen werden. Da noch einige Jahre Zeit sind bis zum Ablauf des
Darlehens, könnte man vielleicht noch darauf reagieren. Jedenfalls sollte man wissen, welche
wirtschaftlichen Auswirkungen der neue Vertrag hat.
Herr GR Tschampa wirft ein, dass auch er sich erkimdigen wird.
Herr AL Spath gibt zu bedenken, dass Verzögerungen bei der Vertragserrichtung für die
Gemeinde nachteilige finanzielle Auswirkungen haben können und ersucht daher um
ehestmögliche Entscheidungsfindung über den Auftrag zur Vertragserrichtung.

Hen- Bgm. Meixner betont, dass er mit der Caritas in guter Zusammenarbeit steht und ihnen
versichert hat, dass er keinen neuen Betreiber suchen wird.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, diesen Punkt auf die nächste Sitzung zu verschieben.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 10. Beauftragung Straßensanierungen - Bauaufsicht und Endabrechnung - Fa.
Kaufmann& Partner;

Herr Bgm Meixner berichtet über das Anbot von Herrn Ing. Kaufmann betreffend Bauaufsicht
und Endabrechnung für Straßensanierungen:
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Betrifft: Marktgemeinde Preding
Diverse Straßensanierungen
Planung und Erstellung Leistungsvefzelchnls
Örtliche Bauaufsicht

Ich danke für die Einladung zur Angebotslegung und erlaube mit Ihnen folgende
Leistungen anzubieten:

Planung, Kostenschätzung

Örtliche Bauaufsicht

Honorarsumme netto

20 % MWST

It. Beilage EUR

EUR

EUR

EUR

3 024,00

3 456,00

6 480,00

1 296,00

Honorarsumme brutto EUR 7 776,00

Marktgemeinde Preding
Grazer Straße 11
8501 Preding

jBaiworhaben: IBV BelBptel für eine Stra&ensanlerung

Summe Kostenschatzung

GP!'! uik; Sum-
i» S>;r"n

Vergabesumme

^cE^;j(;&'^ch?iUN^

netto
netto

n«tto

netto

-EÜR- 80ÖOQ.OOI
EUR
EUR"
EÜR

0,OQ|
g.ool
0,00

Planung
Leistungsvemichnis

2,00%
1,50%

1600,00
1 200,00

Gesamtsumme PL+LV"

örtliche Bauaufsicht

2 800,00

Grundlagenennittlung 3% 84,00 EUR 84.00 84,00
Vorentwurf S Kostenschätzung 15% 420,00 EUR 420,00 420,00
Entwurf 10% 280,00 EUR 280.00 280,00
Leistungsverzeichnis 7% 196,00 EUR 196,00 196,00
Ausfuhrungsplanung 20% SSO.OO EUR S60.00 560,00
Detallptanung 40% 1 120,00 EUR 1 120,00 1 120,00
Vergabe _5% 140,00 EUR _140,00 140,00

] 100% Lststungsumfangs;
zuzüglich Nebenkosten
Honorar ind. NebenkosterTilBtto"

100% 28iXI,00 EUR
8,00% EUR

4.00% 3 200,00

Honorar netto (in H. 20% NL)
zuzüglich Nebenkosten

Honorar incl. Nebenkosten netto

8,00%

EÜR

EUR

EUR
EUR

EUR

2 800,00
224,00

3024,00

3 200.00 3 200.00

3200.00
256,00

3456.00

Herr GK Stangl erkundigt sich, welche Straßen von den Saniemngsarbeiten betroffen sind:
Herr Bgm. Meixner zählt auf:
Kapellenweg zur Stocksporthalle
Lehmegg (nur Teile)
Bereich Wippel Johann
Bachweg
Zur Kläranlage Wieselsdorf
Tobis Lindenweg

Der Gemeinderat diskutiert und ist sich einig, dass die Zusammenarbeit mit Herrn Ing.
Kaufmann einen Versuch wert wäre.

Herr Bgm. Meixner betont, man wird hier die Kosten im Auge im behalten. Es können nur
diese Straßenzüge beauftragt werden, die wir uns leisten können.
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Herr GR Stangl erkundigt sich zum Fall Frühwirt.
Herr Bgm. Meixner berichtet, dass Fr. Schattinger diesbezüglich in Kontakt befindet.
Herr GR Stangl erkundigt sich über den Stand der Bohrkemhalle: Herr AL Spath befindet
sich in Kontakt mit Herrn Dr. Schneider (ÖBB). Herr Dr. Schneider weiß, dass seitens der
Gemeinde Interesse besteht.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, die Fa. Kaufmann& Partner mit den Straßensanierungen
bzw. der Bauaufsicht und Endabrechnung lt. vorangegangenem Anbot zu einem
voraussichtlichen Preis von € 7.776,- inkl. USt zu beauftragen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 11. Resolution zum Finanzausgleich;

Herr Bgm Meixner berichtet, dass von Herrn Max Taucher (Gemeindeforum Steiermark) die
Fordemng einer 6%igen Erhöhung des Kommunalausgleiches eingetroffen ist.

Ausgangsbasis:
Der Verteilungsschlüssel der Finanzmittel im Rahmen des Finanzsausgleichs lautet derzeit wie
folgt:
68 % gehen an den Bund
20% gehen an die Länder
12% gehen an die Gemeinden
Folgende Neuverteilung der Finanzmittel sollte beim neuen Finanzausgleich insbesondere von
den Interessenvertretern der Gemeinden, angestrebt werden:
62 % Bund
20 % Länder
18 % Gemeinden

Der Gemeinderat bespricht sich kurz.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, die Resolution zu unterfertigen.

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen.
(Herr GR Tschampa hat sich seiner Stimme enthalten)

Herr GR Gurt merkt zur Straßensanierung noch an, dass man Vermessungen vor der
Straßensanierung durchführen soll. Herr Bgm. Meixner erklärt, dass dies nicht überall
erforderlich ist. Für gewisse Straßenabschnitte ist es jedoch zwingend notwendig. Dort wird
auch vorher vermessen.
Herr GR Schnur erkundigt sich, ob automatisch Leerverrohrungen mitverlegt werden.
Herr Bgm. Meixner bestätigt es.

Die 02. öffentliche Gemeinderatssitzung 2023 wird um 21:03 Uhr, nachdem keine weiteren
Wortmeldungen erhoben und sonstige Anregungen angezeigt werden, durch Bgm. Meixner
beendet. Im Anschluss daran wird die "Nicht öffentliche Sitzung" mit den
Tagesordnungspunkten

"Nicht öffentliche Sitzung"!
l)Personalangelegenheiten;

fortgesetzt.
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Die Verhandlungsschrift für die „Öffentliche Sitzung" besteht aus insgesamt 39 Seiten

gelesen - genehmigt - gefertigt

Preding, QmM.'<)2?'.?{?^3>

'W-,
GR Christoph GUTJAHR

GK Andreas STANGL
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<2

^

GR Be^hard LANGMANN




